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Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes zur Einführung einer Dienstleistungsstatistik 
und zur Änderung statistischer Rechtsvorschriften 


A. Zielsetzung 

Die Bundesstatistik bildet den Dienstleistungssektor nur unvollständig ab, ob- 
wohl Dienstleistungen für die wirtschaftliche Entwicklung der deutschen 
Volkswirtschaft eine überragende Bedeutung zukommt. So waren im Jahres- 
durchschnitt 1998 in Deutschland rd. 66 % aller Erwerbstätigen, nämlich insge- 
samt 23,8 Millionen, im Dienstleistungsbereich tätig. Besonders bei den typi- 
scherweise unternehmensnahen Dienstleistungen steht den Datenlücken ein 
dringlicher Datenbedarf gegenüber. Dieser auf der Ebene der Länder, des Bun- 
des und der Europäischen Union gleichermaßen vorhandene Datenbedarf muss 
nicht zuletzt für eine verlässliche Darstellung der Entwicklung des Sozialpro- 
dukts, der Beschäftigung und der Investitionen erfüllt werden. Dazu ist die 
Bundesrepublik Deutschland auch aufgrund der Verordnung (EG) Nr. 2223/96 
des Rates vom 25. Juni 1996 zum Europäischen System Volkswirtschaftlicher 
Gesamtrechnungen auf nationaler und regionaler Ebene und aufgrund der Ver- 
ordnung (EG, Euratom) Nr. 58/97 des Rates vom 20. Dezember 1996 zur 
Unternehmensstrukturstatistik verpflichtet. Es ist daher notwendig, die wirt- 
schaftsstatistischen Rechtsvorschriften anzupassen. 

Gemäß Ziffer V Buchstabe c des Organisationserlasses des Bundeskanzlers 
vom 27. Oktober 1998 ist die Zuständigkeit für die Wirtschaftsstatistik dem 
Bundesministerium der Finanzen übertragen worden, nachdem sie zuvor beim 
Bundesministerium für Wirtschaft lag. Dieser Änderung soll in bestehenden 
Rechtsvorschriften zur Wirtschaftsstatistik Rechnung getragen werden. 


B. Lösung 

Mit dem Entwurf eines Dienstleistungsstatistikgesetzes, das jährliche Erhebun- 
gen von Strukturdaten mit Auskunftspflicht bei Unternehmen und Einrichtun- 
gen zur Ausübung einer freiberuflichen Tätigkeit anordnet, die überwiegend 
unternehmensorientierte Dienstleistungen gegen Entgelt anbieten, werden sta- 
tistische Datenlücken geschlossen. Bei den typischerweise unternehmensbezo- 
genen Dienstleistungen handelt es sich insbesondere um die Bereiche Verkehr 
und Nachrichtenübermittlung, Grundstücks- und Wohnungswesen, Leasing, 
Datenverarbeitung, Forschung und Entwicklung, Rechts- und Wirtschaftsbera- 
tung, d. h. Wirtschaftszweige gemäß der Abschnitte I und K der statistischen 
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Systematik der Wirtschaftszweige in der Europäischen Gemeinschaft (NAGE 
Rev. 1)^). 

Mit der Einführung einer jährlichen Dienstleistungsstatistik werden die Struk- 
turdaten dieser Dienstleistungsbereiche künftig in einem konsistenten Gesamt- 
konzept erhoben. Auf Spezialerhebungen, wie sie in der vierjährlichen, detail- 
lierten Kostenstrukturstatistik angeordnet sind, kann daher verzichtet werden. 
Die im Gesetzentwurf vorgesehene Streichung dieser Erhebung dient der Ver- 
meidung von Doppelbefragungen und trägt zur Einsparung von Kosten und zur 
Entlastung der Wirtschaft von statistischen Berichtspflichten bei. Notwendig ist 
zudem eine Änderung des Verkehrsstatistikgesetzes sowie eine Ergänzung des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen. Im Gesetz gegen Wettbewerbs- 
beschränkungen wird auch eine Regelung zur Übermittlung von zusammenge- 
fassten Einzelangaben über Unternehmensgruppen an die Monopolkommission 
zur Verbesserung der Datenlage für Konzentrationsanalysen aufgenommen. 

Der Gesetzentwurf enthält ferner Änderungen bestehender Rechtsvorschriften, 
die die Übertragung der Zuständigkeit für Wirtschaftsstatistik auf das Bundes- 
ministerium der Finanzen rechts förmlich umsetzt. Zudem wird die Verord- 
nungsermächtigung zur Anordnung von Zählungen im handwerksähnlichen 
Gewerbe gestrichen, um weitere Einsparungen und Entlastungen als Kompen- 
sation zu der neuen Dienstleistungsstatistik zu erzielen. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten der öffentlichen Haushalte 

1 . Flaushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 
Keine 

2. Vollzugsaufwand 

Nach einer mit den statistischen Ämtern der Länder abgestimmten Kostenkalkula- 
tion des Statistischen Bundesamtes entstehen bei Bund und Ländern für die 
Durchführung dieses Gesetzes jährlich Kosten in Flöhe von rd. 7,3 Mio. DM; 
davon entfallen 1 ,2 Mio. DM auf den Bund und 6, 1 Mio. DM auf die Länder. Ein- 
malig entstehen Anlaufkosten in Flöhe von 3,1 Mio. DM; davon 1,2 Mio. DM 
beim Bund und 1,9 Mio. DM bei den Ländern. Die einmaligen Kosten für die 
Programmierung bei Bund und Ländern belaufen sich auf 0, 1 6 1 Mio. DM. 

Den Kosten stehen Einsparungen gegenüber. Diese Einsparungen, die durch in 
letzter Zeit vorgenommene und im Gesetz selbst sowie durch weitere statisti- 
sche Rechtsvorschriften vorgesehene Programmkürzungen in der Wirtschafts- 
statistik erzielt wurden und werden, belaufen sich beim Bund auf jährlich rd. 
1,2 Mio. DM und einmalig auf 1,3 Mio. DM. Bei den Ländern fallen jährliche 
Einsparungen in Flöhe von insgesamt 1,815 Mio. DM an. Per Saldo entstehen 
daher auf Bundesebene keine zusätzlichen Kosten; bei den Ländern wird eine 
vollständige Kompensation nicht erreicht. 


') Verordnung (EWG) Nr. 3037/90 des Rates vom 9. Oktober 1990 betreffend die statistische Systematik 
der Wirtschaftszweige in der Europäischen Gemeinschaft (ABI. EG Nr. L 293 S. 1) in der Fassung der 
Verordnung (EWG) Nr. 761/93 der Kommission vom 24. März 1993 (ABI. EG Nr. L 83 S. 1). 
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E. Sonstige Kosten 

Durch den Vollzug des Gesetzes entstehen bei den Auskunftspflichtigen Kos- 
ten, die nach einer Befragung der zuständigen Verbände jedoch schwierig zu 
quantiflzieren sind. Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau sind 
jedoch nicht zu erwarten. 

Nach Artikel 1 § 1 Abs. 2 des Gesetzentwurfs werden jährlich Erhebungen bei 
höchstens 20 % der Grundgesamtheit aller Berichtskreise durchgeführt. Nach 
den bisher angestellten Fehlerabschätzungen sollen etwa 90 000 Unternehmen 
einmal jährlich befragt werden. Sie werden ferner im Rahmen eines Rotations- 
verfahrens regelmäßig ausgetauscht, soweit es aus methodischen Gründen 
möglich ist. Dadurch wird auf mittlere Sicht eine Gleichbehandlung aller Un- 
ternehmen der in die Erhebung einbezogenen Wirtschaftszweige gewährleistet 
und die Belastung auf das absolut Notwendige begrenzt. Der Zeitbedarf für das 
Ausfüllen der Erhebungsbögen dürfte nach bereits durchgeführten Probebefra- 
gungen durchschnittlich höchstens eine Stunde je Unternehmen betragen. Flin- 
sichtlich des zugrunde zu legenden Stundensatzes kann von ca. 70 bis 150 DM 
ausgegangen werden. Aus diesen Eckdaten lassen sich die Gesamtkosten der 
Wirtschaft für die jährliche Dienstleistungsstatistik mit etwa 6,3 bis 13,5 Mio. 
DM angeben. 

Andererseits wird die Wirtschaft von Berichtspflichten im Rahmen des vor- 
liegenden Gesetzentwurfs entlastet, zum einen durch die Streichung der 
Kostenstrukturstatistiken (Artikel 2) und die Änderung der Verkehrsstatistik 
(Artikel 3), zum anderen durch die Streichung der Ermächtigung zur Anord- 
nung von Zählungen nach dem Flandwerksstatistikgesetz im Bereich hand- 
werksähnlicher Gewerbe (Artikel 5 Nr. 4). Des Weiteren ist die Wirtschaft 
durch die in letzter Zeit vorgenommenen Programmkürzungen in der Wirt- 
schaftsstatistik von Berichtspflichten entlastet worden (z. B. Neukonzeption 
der Produktionserhebungen im Verarbeitenden Gewerbe, Anhebung der Melde- 
schwelle in der Intrahandelsstatistik). Weitere Entlastungen werden durch die 
Verordnung des Bundesministers der Finanzen erzielt, die eine Verlängerung 
des Berichtszeitraums von monatlichen auf jährliche Unternehmenserhebungen 
nach dem Gesetz über die Statistik im Produzierenden Gewerbe beinhaltet. Da- 
her stehen den neuen Berichtspflichten bei Unternehmen des Dienstleistungs- 
sektors Entlastungen von Unternehmen, insbesondere kleineren und mittleren 
Unternehmen, in diesen und anderen Wirtschaftszweigen gegenüber. Per Saldo 
entstehen der deutschen Wirtschaft daher insgesamt kaum zusätzliche statisti- 
sche Berichtspflichten. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Berlin, den 6. September 2000 

022 (411) -600 00 -Di 1/00 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Platz der Republik 

11011 Berlin 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Einführung einer Dienstleistungsstatistik und zur Än- 
derung statistischer Rechtsvorschriften 

mit Begründung und Vorblatt (Anlage 1). 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 
Federführend ist das Bundesministerium der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 753. Sitzung am 14. Juli 2000 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des 
Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie aus Anlage 2 ersichtlich Stellung 
zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist in der 
als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 


Gerhard Schröder 
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Anlage 1 

Entwurf eines Gesetzes zur Einführung einer Dienstieistungsstatistik und zur 
Änderung statistischer Rechtsvorschriften 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das 
folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 


Gesetz über Statistiken im Dienstleistnngsbereieh 
(Dienstleistnngsstatistikgesetz - DlStatG) 


§ 1 

Zweck, Umfang 

(1) Zur Darstellung der Entwicklung der wirtschaft- 
lichen Tätigkeit im Dienstleistungsbereich werden statisti- 
sche Erhebungen als Bundesstatistik durchgeführt. 

(2) Die Statistik umfasst jährliche Erhebungen, die als 
Stichprobe bei höchstens 20 Prozent aller Erhebungseinhei- 
ten nach § 2 Abs. 2 durchgeführt werden. Die Erhebungs- 
einheiten werden nach mathematisch-statistischen Verfah- 
ren ausgewählt. 

§2 

Erhebungsbereiche, Erhebungseinheiten 

( 1 ) Die Erhebungen erstrecken sich auf die nachfolgend 
genannten Dienstleistungsbereiche der statistischen Systema- 
tik der Wirtschaftszweige in der Europäischen Gemeinschaft 
(NAGE Rev. 1) gemäß Verordnung (EWG) Nr. 3037/90 des 
Rates vom 9. Oktober 1990 (ABI. EG Nr. L 293 S. 1) in der 
jeweils geltenden Fassung: 

1 . Abschnitt 1 (Verkehr und Nachrichtenübermittlung): 


Abteilung 60 

Abteilung 61 
Abteilung 62 
Abteilung 63 

Abteilung 64 


Landverkehr, Transport in Fernleitun- 
gen, 

Schifffahrt, 

Luftfahrt, 

Hilfs- und Nebentätigkeiten für den Ver- 
kehr, Verkehrsvermittlung, 

N achrichtenübermittlung; 


2. Abschnitt K (Grundstücks- und Wohnungswesen, Ver- 
mietung beweglicher Sachen, Erbringung von Dienst- 
leistungen überwiegend für Unternehmen): 


Abteilung 70 
Abteilung 71 

Abteilung 72 
Abteilung 73 
Abteilung 74 


Grundstücks- und Wohnungswesen, 

Vermietung beweglicher Sachen ohne 
Bedienungspersonal, 

Datenverarbeitung und Datenbanken, 
Forschung und Entwicklung, 

Erbringung von Dienstleistungen über- 
wiegend für Unternehmen. 


(2) Erhebungseinheiten sind Unternehmen und Einrich- 
tungen zur Ausübung einer freiberuflichen Tätigkeit, die in 
den Dienstleistungsbereichen nach Absatz 1 tätig sind. 


(3) Zu der freiberuflichen Tätigkeit nach Absatz 2 gehört 
die selbständige Berufstätigkeit von Angehörigen der in 


§ 1 8 Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 des Einkommensteuergesetzes be- 
zeichneten Berufe. 

§3 

Erhebungsmerkmale, Berichtszeitraum, Berichtszeitpunkt 

(1) Erhebungsmerkmale der Statistik sind: 

1. Angaben zur Kennzeichnung des Unternehmens oder 
der Einrichtung zur Ausübung einer freiberuflichen Tä- 
tigkeit 

a) Rechtsform, 

b) hauptsächlich ausgeübte wirtschaftliche Tätigkeit, 

c) Zahl der Niederlassungen; 

2. Tätige Personen sowie Löhne und Gehälter 

a) Zahl der tätigen Personen nach Geschlecht und Stel- 
lung im Beruf sowie Voll- und Teilzeittätigkeit, 

b) Summe der Bruttolöhne und -gehälter, 

c) gesetzliche und übrige Sozialaufwendungen der Ar- 
beitgeber; 

3. Umsätze, Vorleistungen sowie Steuern und Subventio- 
nen 

a) Umsätze oder Einnahmen nach In- und Ausland und 
sonstige betriebliche Erträge, 

b) Aufwendungen für Waren, Material und Dienstleis- 
tungen nach Arten, 

c) Wert der Bestände an Waren und Material nach Ar- 
ten, 

d) Aufwendungen für Mieten, Pachten und Leasing, 

e) Steuern, Abgaben sowie Subventionen; 

4. Investitionen 

a) Wert der erworbenen Sachanlagen nach Arten und 
Wert der immateriellen Vermögensgegenstände, 

b) Wert der selbsterstehten Sachanlagen. 

(2) Bei Erhebungseinheiten mit Umsätzen oder Einnah- 
men von weniger als 250 000 Euro im Berichtsjahr werden 
die Angaben zu den Merkmalen nach Absatz 1 Nr. 2 Buch- 
stabe a nur nach der Zahl der tätigen Personen und in der 
Unterteilung nach Lohn- und Gehaltsempfängern erfasst. 
Die Angaben zu den Merkmalen nach Absatz 1 Nr. 2 Buch- 
stabe c, Nr. 3 Buchstabe a bis c sowie Nr. 4 werden nur als 
Gesamtsumme erfasst. 

(3) Bei Erhebungseinheiten mit Niederlassungen in meh- 
reren Ländern und Umsätzen oder Einnahmen von 250 000 
Euro und mehr im Berichtsjahr werden Angaben zu den Ge- 
samtumsätzen oder -einnahmen, zur Gesamtzahl der tätigen 
Personen, zur Summe der Bruttolöhne und -gehälter sowie 
zu den gesamten Investitionen zusätzlich in der Untertei- 
lung nach Ländern erfasst. 
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(4) Die Angaben zu den Erhebungsmerkmalen nach Ab- 
satz 1 Nr. 1 werden jeweils nach dem Stand vom 31. De- 
zember, zu den Erhebungsmerkmalen nach Absatz 1 Nr. 2 
Buchstabe a jeweils nach dem Stand vom 30. September, zu 
den Erhebungsmerkmalen nach Absatz 1 Nr. 2 Buchstabe b 
und c, Nr. 3 Buchstabe a, b, d und e und Nr. 4 jeweils für 
das Berichtsjahr insgesamt und zu den Erhebungsmerk- 
malen nach Absatz 1 Nr. 3 Buchstabe c jeweils am Beginn 
und Ende des Berichtsjahres erfasst. 

(5) Berichtsjahr ist das dem Zeitpunkt der Erhebungen 
vorangegangene Kalenderjahr oder das im vorangegange- 
nen Kalenderjahr abgelaufene Geschäftsjahr. 

(6) Bei Erhebungseinheiten, an denen eine öffent- 
lich-rechtliche Körperschaft mit mehr als 50 % des Nennka- 
pitals oder des Stimmrechts beteiligt ist, werden die Anga- 
ben nach Absatz 1 nur insoweit erfasst, als diese Merkmale 
nicht bereits nach dem Finanz- und Personalstatistikgesetz 
vom 21. Dezember 1992 (BGBl. 1 S. 2119) in der jeweils 
geltenden Fassung erhoben wurden. Die statistischen Ämter 
der Länder und das Statistische Bundesamt dürfen die An- 
gaben zu diesen Merkmalen aus der Finanz- und Personal- 
statistik übernehmen. 

§4 

Hilfsmerkmale 
Hilfsmerkmale sind: 

1. Name und Anschrift des Unternehmens oder der Ein- 
richtung zur Ausübung einer freiberuflichen Tätigkeit 
und des Auskunftspflichtigen, 

2. Name und Telekommunikationsanschlussnummem der 
für Rückfragen zur Verfügung stehenden Person. 

§5 

Auskunftspflicht 

Für die Erhebungen besteht Auskunftspflicht. Auskunfts- 
pflichtig sind die Inhaber oder Leiter der Unternehmen oder 
Einrichtungen zur Ausübung einer freiberuflichen Tätigkeit. 
Die Auskunftserteilung zu den Angaben nach § 4 Nr. 2 ist 
freiwillig. 

§6 

Übermittlungsregelung 

An die obersten Bundes- und Landesbehörden dürfen für 
die Verwendung gegenüber den gesetzgebenden Körper- 
schaften und für Zwecke der Planung, jedoch nicht für die 
Regelung von Einzelfällen vom Statistischen Bundesamt 
und den statistischen Ämtern der Länder Tabellen mit statis- 
tischen Ergebnissen übermittelt werden, auch soweit Tabel- 
lenfelder nur einen einzigen Fall ausweisen. 

§7 

Verordnungsermächtigung 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsver- 
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates 

1 . die Periodizität der Erhebungen nach § 1 Abs. 2 für ein- 
zelne Erhebungsbereiche zu verlängern, 

2. die Erhebungen für einzelne Erhebungsbereiche nach 
§ 2 Abs. 1 auszusetzen. 


3. die Erhebung einzelner Merkmale nach § 3 Abs. 1 für 
bestimmte Erhebungseinheiten oder Erhebungsbereiche 
auszusetzen, 

wenn die Ergebnisse nicht oder nicht in der vorgesehenen 
Ausführlichkeit oder Häufigkeit benötigt werden. 

Artikel 2 

Änderung des Gesetzes über Kostenstruktur- 
statistik 

Das Gesetz über Kostenstrukturstatistik in der im Bun- 
desgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 708-3 veröf- 
fentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 14 
des Gesetzes vom 19. Dezember 1997 (BGBl. I S. 3158) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

a) § 1 Satz 2 Nr. 2 wird wie folgt gefasst: 

„2. im zweiten Erhebungsjahr auf die unter den Num- 
mern 1 , 3 und 4 nicht genannten Unternehmen und 
sonstigen Arbeitsstätten, die nicht auf Grund von 
§ 2 Abs. 1 des Dienstleistungsstatistikgesetzes vom 
... (BGBl. I S. ...) in der jeweils geltenden Fassung 
erfasst werden;“. 

b) In § 2 werden die Wörter „Der Bundesminister für Wirt- 
schaft“ durch die Wörter „Das Bundesministerium der 
Finanzen“ ersetzt. 

Artikel 3 

Änderung des Verkehrsstatistikgesetzes 

§ 8 des Verkehrsstatistikgesetzes vom 17. Dezember 
1999 (BGBl. I S. 2452) wird wie folgt geändert: 

1 . Absatz 2 wird aufgehoben. 

2. Absatz 3 wird Absatz 2 und dessen Satz 2 wie folgt ge- 
fasst: „Dies gilt nicht für die Erhebungsmerkmale nach 
Absatz 1 Nr. 1 Buchstabe b.“ 

Artikel 4 

Änderung des Gesetzes gegen Wettbewerbs- 
besehränkungen 

§ 47 Abs. 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrän- 
kungen in der Fassung der Bekanntmachung vom 26. August 
1998 (BGBl. I S. 2546), das durch Artikel 9 des Gesetzes 
vom 22. Dezember 1999 (BGBl. I S. 2626) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert: 

1 . In Satz 1 wird der Teilsatz vor Buchstabe a wie folgt ge- 
fasst: 

„Für die Begutachtung der Entwicklung der Untemeh- 
menskonzentration dürfen der Monopolkommission 
vom Statistischen Bundesamt aus Wirtschaftsstatistiken 
(Statistik im Produzierenden Gewerbe, Handwerksstatis- 
tik, Außenhandelsstatistik, Steuerstatistik, Verkehrssta- 
tistik, Statistik im Handel und Gastgewerbe, Dienstleis- 
tungsstatistik) und dem Statistikregister zusammenge- 
fasste Einzelangaben über die Vomhundertanteile der 
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größten Unternehmen, Betriebe oder fachlichen Teile 
von Unternehmen des jeweiligen Wirtschaftsbereichs“ 

2. Nach Satz 1 werden folgende Sätze 2 und 3 neu einge- 
fügt: 

„Satz 1 gilt entsprechend für die Übermittlung von An- 
gaben über die Vomhundertanteile der größten Unter- 
nehmensgruppen. Für die Zuordnung der Angaben zu 
Untemehmensgruppen übermittelt die Monopolkommis- 
sion dem Statistischen Bundesaiut Namen und Anschrif- 
ten der Unternehmen, deren Zugehörigkeit zu einer 
Untemehmensgruppe sowie Kennzeichen zur Identifika- 
tion.“ 

3. Die bisherigen Sätze 2 und 3 werden Sätze 4 und 5 und 
jeweils nach den Wörtern „weniger als drei“ um das 
Wort „Untemehmensgmppen“ sowie um ein Komma er- 
gänzt. 

4. Die bisherigen Sätze 4 und 5 werden Sätze 6 und 7. 

Artikel 5 

Änderung von Bundesstatistiken anordnenden 
Reehtsvorsehriften 

1. Das Gesetz über die Statistik im Produzierenden Ge- 
werbe in der Fassung der Bekanntmachung vom 30. Mai 
1980 (BGBl. 1 S. 641), zuletzt geändert durch Artikel 15 
des Gesetzes vom 19. Dezember 1997 (BGBl. 1 S. 3158), 
wird wie folgt geändert: 

a) ln § 8 werden die Wörter „Der Bundesminister für 
Wirtschaft“ durch die Wörter „Das Bundesministe- 
rium der Finanzen“ ersetzt. 

b) § 10 wird wie folgt gefasst: 

„§ 10 

Übermittlungsregelung 

An die obersten Bundes- und Landesbehörden dürfen 
für die Verwendung gegenüber den gesetzgebenden Kör- 
perschaften und für Zwecke der Planung, jedoch nicht 
für die Regelung von Einzelfallen, vom Statistischen 
Bundesamt und den statistischen Ämtern der Länder Ta- 
bellen mit statistischen Ergebnissen übermittelt werden, 
auch soweit Tabellenfelder nur einen einzigen Fall aus- 
weisen.“ 

2. Das Rohstoffstatistikgesetz vom 15. Dezember 1989 
(BGBl. 1 S. 2201) wird wie folgt geändert: 

a) ln § 7 werden die Wörter „den Bundesminister für 
Wirtschaft“ durch die Wörter „das Bundesministe- 
rium der Finanzen“ ersetzt. 


b) ln § 8 werden die Wörter „Der Bundesminister für 
Wirtschaft“ durch die Wörter „Das Bundesministe- 
rium der Finanzen“ ersetzt. 

3. § 5 des Gesetzes über die statistische Erfassung der in 
den Geltungsbereich dieses Gesetzes verbrachten festen 
Brennstoffe vom 29. November 1974 (BGBl. 1 S. 3345) 
wird wie folgt gefasst: 

„§5 

An die obersten Bundes- und Landesbehörden dürfen 
für die Verwendung gegenüber den gesetzgebenden Kör- 
perschaften und für Zwecke der Planung, jedoch nicht 
für die Regelung von Einzelfällen, vom Bundesamt für 
Wirtschaft Tabellen mit statistischen Ergebnissen über- 
mittelt werden, auch soweit Tabellenfelder nur einen 
einzigen Fall ausweisen.“ 

4. § 9 des Gesetzes über Statistiken im Handwerk vom 
7. März 1994 (BGBl. 1 S. 417), das durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 19. Dezember 1997 (BGBl. 1 S. 3158) ge- 
ändert worden ist, wird wie folgt gefasst: 

„§9 

Verordnungsermächtigung 

Das Bundesministerium der Finanzen wird ennäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun- 
desrates für die Zählung nach § 4 die jeweiligen Erhe- 
bungsjahre festzulegen.“ 

5. ln § 10 des Handelsstatistikgesetzes vom 10. November 
1978 (BGBl. 1 S. 1733), das zuletzt durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 19. Dezember 1997 (BGBl. 1 S. 3158) ge- 
ändert worden ist, werden die Wörter „Der Bundesmi- 
nister für Wirtschaft“ durch die Wörter „Das Bundesmi- 
nisterium der Finanzen“ ersetzt. 

6. § 7 des Beherbergungsstatistikgesetzes vom 14. Juli 1980 
(BGBl. 1 S. 953) wird wie folgt gefasst: 

„§7 

An die obersten Bundes- und Landesbehörden dürfen 
für die Verwendung gegenüber den gesetzgebenden Kör- 
perschaften und für Zwecke der Planung, jedoch nicht 
für die Regelung von Einzelfällen, vom Statistischen 
Bundesamt und den statistischen Ämtern der Länder Ta- 
bellen mit statistischen Ergebnissen übermittelt werden, 
auch soweit Tabellenfelder nur einen einzigen Fall aus- 
weisen.“ 

Artikel 6 
Inkrafttreten 

Artikel 1 bis 4 dieses Gesetzes treten am 1. Januar 2001 

in Kraft. Artikel 5 dieses Gesetzes tritt am Tag nach der 

Verkündung in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

1. Vorbemerkungen 

Im Mittelpunkt des vorliegenden Entwurfs eines Artikelge- 
setzes steht das Dienstleistungsstatistikgesetz (Artikel 1). 
Aufgrund dieses Gesetzes sind Folgeänderungen in anderen 
Rechtsvorschriften nötig, nämlich im Gesetz über Kosten- 
strukturstatistik (Artikel 2), im Verkehrsstatistikgesetz 
(Artikel 3) und im Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkun- 
gen. Im Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen wird 
zudem eine Regelung zur Übermittlung von zusammenge- 
fassten Einzelangaben über Untemehmensgruppen an die 
Monopolkommission aufgenommen (Artikel 4). 

Der Entwurf trägt ferner dem Organisationserlass des Bun- 
deskanzlers vom 27. Oktober 1998 zur Übertragung der 
Zuständigkeit für Wirtschaftsstatistik auf das Bundesminis- 
terium der Finanzen Rechnung, indem Verordnungsermäch- 
tigungen und Übermittlungsregelungen in bestehenden 
Rechtsvorschriften zur Wirtschaftsstatistik angepasst wer- 
den (Artikel 5). Gestrichen wird dabei auch die Verord- 
nungsermächtigung im Handwerksstatistikgesetz, Zählun- 
gen von Unternehmen und Betrieben des handwerksähn- 
lichen Gewerbes durchzuführen (Artikel 5 Nr. 4). 

Artikel 6 regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 

2. Zu Artikel 1 

Dienstleistungen besitzen für die wirtschaftliche Entwick- 
lung der deutschen Volkswirtschaft eine überragende Be- 
deutung. So waren im Jahresdurchschnitt 1998 im Bundes- 
gebiet rd. 66 % aller Erwerbstätigen, nämlich insgesamt 23,8 
Millionen, im Dienstleistungsbereich (Handel und Gast- 
gewerbe, Verkehr und Nachrichtenübermittlung, Kredit- und 
Versicherungsgewerbe, sonstige Dienstleistungsuntemeh- 
men, Gebietskörperschaften und Sozialversicherung, Private 
Haushalte und Organisationen ohne Erwerbszweck) tätig. 
Die Nachfrage nach Dienstleistungen geht dabei sowohl von 
privaten Haushalten als auch von Unternehmen aus. Wirt- 
schaftlich bedeutsamer sind die hauptsächlich von Unterneh- 
men nachgefragten Dienstleistungen. Beispielsweise haben 
viele Unternehmen des Produzierenden Gewerbes Dienst- 
leistungsfunktionen ausgelagert, um ihre Kosten durch ex- 
terne Spezialisten zu reduzieren und eine qualitative Verbes- 
serung bei der Leistungserstehung zu erzielen. 

Dabei prägen neue, typischerweise aber nicht ausschließ- 
lich, unternehmensnahe Dienstleistungen, wie z. B. die 
Dienste der Telekommunikation, die elektronische Informa- 
tionsbeschaffung und -Verarbeitung sowie die Logistik und 
das Leasing, die Struktur und die Entwicklung der Wirt- 
schaft immer stärker, weil hier im Rahmen der sich vertie- 
fenden Arbeitsteilung Leistungen für alle Wirtschaftsberei- 
che zur Sicherung der internationalen Wettbewerbsfähigkeit 
bereitgestellt werden. Das gilt auch für die vielfältigen bera- 
tenden Dienstleistungen, wie z. B. Rechtsberatung, Steuer- 
beratung, Untemehmensberatung, die für das Funktionieren 
der Marktwirtschaft unverzichtbar sind. 


Das derzeitige Programm der Bundesstatistik und das Da- 
tenangebot über Dienstleistungsuntemehmen ist bereichs- 
bezogen sehr unterschiedlich und zum Teil äußerst lücken- 
haft. Neben einzelnen relativ umfassend statistisch erfassten 
Dienstleistungsbereichen, wie z. B. Handel und Gastge- 
werbe sowie Kreditinstitute und Versicherungen, gibt es Be- 
reiche, für die nahezu kein primär- oder sekundärstatisti- 
sches Zahlenmaterial existiert. Zu den letzteren gehören 
insbesondere die von Unternehmen und Freien Berufen er- 
brachten, überwiegend unternehmensbezogenen Dienstleis- 
tungen. Hier fehlt es an einer laufenden, zumindest jährli- 
chen Berichterstattung. Daher besteht hinsichtlich der 
Beobachtung und Beurteilung der Entwicklung dieses für 
die Bundesrepublik Deutschland und die Länder wichtigen 
Bereichs der Wirtschaft ein akuter Datenbedarf. Zuverläs- 
sige statistische Informationen werden insbesondere für die 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen sowie für die Re- 
gionalpolitik, die Mittelstandspolitik, die Forschungs- und 
Technologiepolitik und die Arbeitsmarktpolitik dringend 
benötigt. Ferner sind aussagefähige statistische Daten über 
Kosten- und Einnahmeentwicklungen für die Anpassung 
staatlicher Honorar- und Gebührenordnungen an veränderte 
wirtschaftliche und technische Entwicklungen nötig, die für 
viele Freie Berufe gelten. 

Dieser Datenbedarf besteht auch aus Sicht der Europäischen 
Union. Für die Erfühimg ihrer Aufgaben u. a. aus dem Vertrag 
von Amsterdam, sind vergleichbare Informationen über die 
Tätigkeit und Leistung von Dienstleistungsuntemehmen er- 
forderlich. Der Rat hat mit der Verordnung (EG) Nr. 2223/96 
vom 25. Jimi 1996 zum Europäischen System Volkswirt- 
schaftlicher Gesamtrechnungen (ESVG- Verordnung) sowie 
mit der Verordnung (EG/Euratom) Nr. 58/97 vom 20. Dezem- 
ber 1996 über die strukturelle Untemehmensstatistik (Struk- 
turverordnimg) die Lieferung vergleichbarer statistischer 
Daten auf nationaler und regionaler Ebene von allen Mitglied- 
Staaten angeordnet. Hierzu wurden in den o. g. Verordnimgen 
für alle Mitgliedstaaten verbindliche Liefermerkmale, Gliede- 
rungsvorschriften und Liefertermine festgelegt. 

Nach Ablauf der Übergangsfristen müssen gemäß der 
Strukturverordnung vollständige und verlässliche Daten ab 
dem Berichtsjahr 1999 innerhalb von 18 Monaten geliefert 
werden. Die jährlich auch für die Dienstleistungsbereiche I 
und K der international harmonisierten Wirtschaftszweige- 
systematik (NAGE Rev. 1) bereitzustellenden Daten sind 
fachlich tief gegliedert und bis auf Regiemngsbezirksebene 
nachzuweisen. Die ESVG- Verordnung verlangt Jahres- und 
Vierteljahresergebnisse der Volkswirtschaftlichen Gesamt- 
rechnungen für alle Wirtschaftsbereiche einschließlich der 
Dienstleistungsbereiche. Die Jahresergebnisse sind künftig 
auch für Regiemngsbezirke zu liefern. In Deutschland sind 
die erforderlichen Daten - wie oben dargelegt - entweder 
überaus lückenhaft oder überhaupt nicht vorhanden. Es be- 
steht insoweit keine andere Möglichkeit, als die Angaben 
direkt bei den Unternehmen zu erheben, um aussagefähige 
und vergleichbare Ergebnisse zu erhalten. 
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Der vorliegende Entwurf eines Gesetzes zur Einführung ei- 
ner Dienstleistungsstatistik und zur Änderung von beste- 
henden statistischen Rechtsvorschriften trägt dem beschrie- 
benen Datenbedarf auf europäischer, nationaler und 
regionaler Ebene Rechnung. Dabei konzentriert er sich auf 
die wichtigsten, bisher statistisch vernachlässigten Dienst- 
leistungsbereiche, die ihre Leistungen typischerweise für 
Unternehmen erbringen. 

3. Zu Artikel 2 

Durch das Gesetz über Kostenstrukturstatistik sind in den 
Dienstleistungsbereichen, auf die sich der Gesetzentwurf in 
Artikel 1 bezieht, bereits Erhebungen von detaillierten Kos- 
tenstrukturdaten in vierjährlichem Turnus angeordnet. Diese 
Erhebungen überschneiden sich teilweise mit den Erhebun- 
gen nach Artikel 1. Sie genügen aber nicht den jährlichen 
Informationsanforderungen der EG-Verordnungen. Um 
Doppelbefragungen zu vermeiden, um die Berichtskreise 
von nicht zwingend erforderlichen und auf einzelne Kosten- 
arten abstellende Berichtspflichten zu entlasten und Kosten 
einzusparen, werden daher die Erhebungen nach dem Ge- 
setz über Kostenstrukturstatistik gestrichen. 

4. Zu Artikel 3 

Auch im Verkehrsstatistikgesetz sind bei Verkehrsuntemeh- 
men, auf die sich der Gesetzentwurf in Artikel 1 bezieht, be- 
reits Erhebungen zum Umsatz, zu Investitionen etc. ange- 
ordnet, so dass es auch hier zu Überschneidungen kommt. 
Damit hier keine Doppelbefragungen erfolgen, die Berichts- 
kreise geschont und Kosten eingespart werden, ist eine ent- 
sprechende Änderung des Verkehrsstatistikgesetzes nötig. 

5. Zu Artikel 4 

Mit der Änderung des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe- 
schränkungen wird den Interessen der Monopolkommission 
an summarischen Maßzahlen der Konzentration auch im 
Bereich der Anbieter untemehmensnaher Dienstleistungen 
Rechnung getragen. Auf die Notwendigkeit der Anpassung 
wurde bereits in der Begründung zu § 47 GWB bei der 
letzten Novellierung des Gesetzes hingewiesen (vgl. Bun- 
desratsdrucksache 852/97 S. 63). Ferner wird die Übermitt- 
lung von zusammengefassten Einzelangaben über Unter- 
nehmensgruppen an die Monopolkommission geregelt, die 
für Analysen zur Untemehmenskonzentration zunehmende 
Bedeutung erlangt haben. 

6. Zu Artikel 5 

Durch den Organisationserlass des Bundeskanzlers vom 
27. Oktober 1998 ist die Zuständigkeit für Wirtschaftssta- 
tistik dem Bundesministerium der Finanzen übertragen 
worden, nachdem sie zuvor beim Bundesministerium für 
Wirtschaft lag. In bestehenden Rechtsvorschriften zur Wirt- 
schaftsstatistik, in denen z. B. bei Übermittlungs- oder Er- 
mächtigungsregelungen das Bundesministerium für Wirt- 
schaft genannt wird, bedarf es daher entsprechender 
Anpassungen der Gesetzespassagen. 


Eine solche Anpassung ist auch im Handwerksstatistikge- 
setz erforderlich (Artikel 5 Nr. 4). Gelegentlich dieser An- 
passung wird auch eine materiell-rechtliche Änderung an- 
geordnet, nämlich die Aufhebung der Verordnungsermäch- 
tigung zur Anordnung einer Zählung von Unternehmen und 
Betrieben des handwerksähnlichen Gewerbes. Durch diese 
Streichung werden insbesondere kleine und mittlere Unter- 
nehmen von Berichtspflichten entlastet und Kosten in den 
Statistischen Ämtern eingespart. 

7. Zu Artikel 6 

Hier wird das Inkrafttreten dieses Gesetzes geregelt. 


B. Kosten 

1 . Kosten der öffentlichen Haushalte 

1.1. Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 
Keine 

1.2. Vollzugsaufwand 

Zu Artikel 1 

Nach einer mit den statistischen Ämtern der Länder abge- 
stimmten Kostenkalkulation des Statistischen Bundesamtes 
entstehen durch den Entwurf eines Dienstleistungsstatistik- 
gesetzes nach dem Kostenstand 1 999 folgende Kosten: 


a) Jährliche Kosten (ab 2001) 



Kosten in DM 

personell 

sächlich 

Insgesamt 

Statistisches 

Bundesamt 

1 059 000 

159 000 

1 218 000 

Statistische 

Landesämter 

5 077 800 

1 053 700 

6 131 500 

Insgesamt 

6 136 800 

1 212 700 

7 349 500 


b) Einmalige Anlaufkosten (für 1999 und 2000) 



Kosten in DM 

personell 

sächlich 

Insgesamt 

Statistisches 

Bundesamt 

1 052 000 

158 000 

1 210 000 

Statistische 

Landesämter 

1 377 700 

560 000 

1 937 700 

Insgesamt 

2 429 700 

718 000 

3 147 700 


Zuzüglich entstehen einmalige Kosten für die Programmie- 
rung bei Bund und Ländern in Höhe von 161 000 DM. 

Den laufenden und einmaligen Kosten für die neue Dienst- 
leistungsstatistik stehen Einsparungen gegenüber, auf die 
im Folgenden eingegangen wird. 
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Zu Artikel 2 

Nach einer Kalkulation des Statistisehen Bundesamtes wer- 
den durch die Streichung der zentral - ohne die statistischen 
Landesämter — durchgeführten Kostenstrukturerhebungen 
in den Dienstleistungsbereichen, auf die sich der Gesetzent- 
wurf gemäß Artikel 1 bezieht, nach dem Stand von 1999 
folgende Einsparungen erzielt: 

Jährliche durchschnittliche 

Einsparungen für den Bund 671 300,00 DM. 

Zu Artikel 3 

Im Bundesamt für Güterverkehr werden in begrenztem Um- 
fang Kosten eingespart. 

Zu Artikel 4 

Aus der Änderung des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe- 
schränkungen resultieren in den Statistischen Ämtern un- 
mittelbar weder Kosten noeh Einsparungen. Aufbereitungen 
für die Monopolkommission werden auftragsbezogen abge- 
rechnet. 

Zu Artikel 5 

Die Regelungen zur Anpassung an die Zuständigkeitsände- 
rung verursachen in den Statistischen Ämtern weder Kosten 
noch Einsparungen. 

Einsparungen werden jedoch erzielt durch: 

- die Streiehung der Ermächtigung zur Anordnung einer 
Zählung von Unternehmen und Betrieben des hand- 
werksähnlichen Gewerbes (Artikel 5 Nr. 4) 

Jährliche Einsparungen 

für den Bund 45 000,00 DM 

Jährliche Einsparungen 

für die Länder 360 000,00 DM. 

- die geplante Umstellung der Untemehmenserhebungen 
im Bereich des Verarbeitenden Gewerbes von monatlich 
auf jährlich 

Jährliche Einsparungen 

für den Bund 45 000,00 DM 

Jährliche Einsparungen 

für die Länder 655 500,00 DM. 

- die geplante Integration der bisherigen Kostenstrukturer- 
hebungen in den Bereichen Handel und Gastgewerbe in 
das zu novellierende Handelsstatistikgesetz 

Jährliche durchschnittliche 

Einsparungen für den Bund 461 700,00 DM. 

Mehr als eine volle Kompensation der Anlaufkosten beim 
Bund wird erreicht durch die Aussetzung der Kostenstruk- 
turerhebungen in den Bereichen I und K in den Jahren 1999 
und 2000. 

Zu Artikel 1 bis 5 und Sonstiges 

Eine Gesamtbetrachtung der Kosten und der Einsparungen 
infolge des vorliegenden Gesetzgebungsvorhabens führt zu 
folgendem Ergebnis: 


Die Einsparungen im Statistischen Bundesamt reichen aus, 
um die Kosten des Dienstleistungsstatistikgesetzes voll ge- 
genzufinanzieren. Für den Bund besteht insoweit Kosten- 
neutralität. 

Die Einsparungen in den Statistischen Landesämtem in 
Höhe von jährlich 1,015 Mio. DM decken nur einen Teil der 
jährlichen Kosten in Höhe von rd. 6 Mio. DM, so dass die 
Kostenneutralität insoweit nicht gewährleistet ist, sondern 
per Saldo Finanzmittel in Höhe von 4,984 Mio. DM nötig 
sind. Auch für die einmaligen Anlaufkosten in Höhe von rd. 
1,9 Mio. DM sind Finanzmittel der Länder erforderlich. 
Allerdings steht diesen zusätzlichen Kosten der Nutzen der 
Länder infolge der verbesserten regionalen Datenlage 
im Dienstleistungsbereich gegenüber; eine aussagefähige 
Dienstleistungsstatistik, die dem Wunsch der Länder nach 
regionalen Daten Rechnung trägt und von der Wirtschafts- 
ministerkonferenz in den zurückliegenden Jahren mehrfach 
angemahnt worden ist, bietet den Ländern auf ihrer Ebene 
zudem Planungs- und Entscheidungssicherheit. 

Im Übrigen gilt es bei der Kostenbetrachtung auf Länder- 
ebene zu berücksichtigen, dass durch Bereinigungen und 
Umstellungen in der jüngsten Vergangenheit weitere Ein- 
sparungen erzielt wurden. Neben dem 3. Statistikbereini- 
gungsgesetz ist hier vor allem die Änderung des Gesetzes 
über die Statistik im Produzierenden Gewerbe — Umstellung 
der Produktionserhebung - zu neimen, durch die bei den 
Statistischen Landesämtern jährliche Kosten in Höhe von 
rd. 0,5 Mio. DM eingespart wurden. Hinzu kommen jährli- 
che Einsparungen von 0,3 Mio. DM infolge der Verordnung 
zur Aussetzung von Erhebungsmerkmalen im selben Ge- 
setz. 

Anzumerken ist schließlich, dass das Programm der Wirt- 
schaftsstatistik mit den Ländern systematisch auf weitere 
Kürzungsmöglichkeiten untersucht wird. Mehrheitsfähige, 
weiterreichende Maßnahmen wurden dabei bisher nicht ge- 
funden. Die Prüfung wird jedoch fortgesetzt. 

2. Kosten für die Wirtsehaft 

Zu Artikel 1 

Nach § 1 Abs. 2 des Entwurfs des Dienstleistungsstatistik- 
gesetzes werden einmal jährlich Erhebungen bei höchstens 
20 % der Grundgesamtheit aller Berichtskreise durchge- 
führt. Die Festlegung des tatsächlichen Stichprobenumfangs 
wird in diesem Rahmen vom Qualitäts Standard amtlicher 
Statistiken bestimmt. Bei einer geschätzten Gesamtzahl von 
ca. 600 000 bis 650 000 Unternehmen bzw. Einrichtungen 
zur Ausübung einer freiberuflichen Tätigkeit könnten theo- 
retiseh ca. 130 000 in die Erhebungen einbezogen werden. 
Nach den bisher angestellten Fehlerabschätzungen wird 
aber zur Erzielung der erforderlichen Qualität ein Stichpro- 
benumfang von etwa 90 000 Unternehmen ausreichend 
sein. 

In den durchgeführten Verbandsbefragungen wurden keine 
einheitlichen Aussagen zur Kostenbelastung der Unterneh- 
men durch das Ausfüllen der Erhebungsvordrucke gemacht. 
So reichten die Schätzungen der Verbände von einem Auf- 
wand von über zwei Stunden bis zu einer halben Stunde. 
Das Statistische Bundesamt hatte aufgmnd von Piloterhe- 
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bungen zur Dienstleistungsstatistik in den Jahren 1991 und 
1997 einen durchschnittlichen Zeitbedarf von 20 bis 25 Mi- 
nuten ermittelt. Den Äußerungen der einzelnen Verbände 
war zu entnehmen, dass die Kostenbelastung der einzelnen 
Unternehmen aufgrund der unterschiedlichen Ausgestal- 
tung der Geschäftsaufzeichnungen und der Ausrüstung mit 
EDV-Anlagen sehr verschieden sein dürfte. Berücksichtigt 
man, dass - gemäß den Angaben der Verbände - einerseits 
die verlangten Daten den normalen Geschäftsaufzeichnun- 
gen zu entnehmen sein werden, andererseits andere Unter- 
nehmen die Daten aufgrund ihrer weniger umfangreichen 
Aufzeichnungen mit mehr Aufwand ermitteln müssen, kann 
man zur Annäherung an die tatsächliche Belastung einen 
durchschnittlichen Zeitbedarf von höchstens einer Stunde 
zugrunde legen. 

ln der Regel ist davon auszugehen, dass die Erhebungsvor- 
drucke zumeist von Sachbearbeitern und nur im Ausnahme- 
fall von hochdotierten Angestellten, Inhabern etc. ausgefüht 
werden. Hierfür ist - unter Berücksichtigung der Lohnne- 
benkosten - ein durchschnittlicher Stundensatz von 70 bis 
150 DM anzusetzen. Anhand dieser Eckdaten lassen sich 
die Gesamtkosten der Wirtschaft für die jährliche Dienst- 
leistungsstatistik mit etwa 6,3 bis 13,5 Mio. DM angeben. 

Zu Artikel 2 

Durch die Streichung der Erhebungen nach dem Gesetz 
über Kostenstrukturstatistik bei den Dienstleistungsberei- 
chen, auf die sich der Gesetzentwurf gemäß Artikel 1 be- 
zieht, werden Unternehmen und Einrichtungen zur Aus- 
übung einer freiberuflichen Tätigkeit von Berichtspflichten 
entlastet. Die Erhebungen nach dem Kostenstrukturstatistik- 
gesetz beziehen sich auf eine 5 %-Stichprobe der Gesamt- 
zahl von ca. 600 000 bis 650 000 Einheiten; das sind gut 
30 000 Einheiten. Der Zeitaufwand zum Ausfühen der Er- 
hebungsvordrucke ist vergleichbar, so dass ebenfalls von 
höchstens einer Stunde und einem Stundensatz von 70 bis 
150 DM auszugehen ist. Aufgrund dieser Eckdaten belaufen 
sich die Gesamtentlastungen auf 2,1 bis 4,5 Mio. DM. Die 
Kostenstrukturerhebungen werden allerdings nur im vier- 
jährlichen Turnus durchgeführt. Umgerechnet auf Jahres- 
basis betragen die Entlastungen daher ein Viertel, d. h. 
0,525 bis 1,125 Mio. DM. 

Zu Artikel 3 

Durch die Änderung des Verkehrsstatistikgesetzes werden 
Erhebungen zu Niederlassungen, Umsatz, Investitionen etc. 
gestrichen. Die Unternehmen des gewerblichen Güterkraft- 
verkehrs brauchen solche Angaben künftig nur nach dem 
Gesetzentwurf gemäß Artikel 1 zu machen. Dadurch wer- 
den die betroffenen Verkehrsuntemehmen von einer doppel- 
ten Berichtspflicht entlastet. 

Zu Artikel 4 

Aus der Änderung des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe- 
schränkungen resultieren weder Belastungen noch Entlas- 
tungen der Berichtskreise. 


Zu Artikel 5 

Die Regelungen zur Anpassung an die Zuständigkeitsände- 
rung verursachen ebenfalls keine Belastungen oder Entlas- 
tungen der Berichtskreise. 

Entlastungen sind jedoch mit der Streichung der Ermächti- 
gung zur Anordnung einer Zählung bei Unternehmen und 
Betrieben des handwerksähnlichen Gewerbes verbunden 
(Artikel 5 Nr. 4). Bei der letzten Zählung im Jahre 1996 
wurden rd. 115 000 Unternehmen nach ihrem Umsatz und 
nach ihren Erwerbstätigen befragt. Bei einem geschätzten 
Zeitaufwand von etwa 15 Minuten zur Beantwortung der 
Fragen und einem durchschnittlichen Stundensatz von 70 
bis 150 DM beträgt die Entlastung des einzelnen Unter- 
nehmens 17,50 bis 37,50 DM. Die Gesamtentlastung aller 
Unternehmen beläuft sich aufgrund dieser Eckzahlen auf 
rd. 2,0 bis 4,3 Mio. DM. Da solche Zählungen nur im Ab- 
stand von etwa 10 Jahren angeordnet werden, resultiert aus 
der Maßnahme eine auf Jahresbasis umgerechnete Entlas- 
tung von rd. 200 000 bis 430 000 DM. 

Zu Artikel 1 bis 5 und Sonstiges 

Eine Gesamtbetrachtung der Belastungen und Entlastun- 
gen der Wirtschaft infolge des vorliegenden Gesetzge- 
bungsvorhabens führt zu dem Ergebnis, dass 

- den Unternehmen und Einrichtungen zur Ausübung ei- 
ner freiberuflichen Tätigkeit netto Berichtskosten in 
Höhe von 5,8 bis 12,4 Mio. DM entstehen. 

- die Unternehmen und Betriebe des handwerksähnlichen 
Gewerbes netto in Höhe von rd. 200 000 bis 430 000 
DM entlastet werden. 

ln die Gesamtbetrachtung sind im Übrigen die bereits er- 
wähnten Änderungen von Wirtschaftsstatistiken aus der 
jüngsten Vergangenheit einzubeziehen, die deutliche Entlas- 
tungen der Wirtschaft von statistischen Berichtspflichten 
bewirkt haben. So sind 

- durch die Änderung des Gesetzes über die Statistik im 
Produzierenden Gewerbe etwa 1 1 000 Betriebe des Ver- 
arbeitenden Gewerbes von den monatlichen Produk- 
tionsmeldungen entlastet worden. Seit Beginn des Jahres 
1999 müssen statt ursprünglich rund 28 000 nur noch 
rund 1 7 000 Betriebe monatlich ihre Produktion melden. 
Für diese 17 000 Betriebe entfallen darüber hinaus künf- 
tig die vierteljährlichen Produktionsmeldungen. Die üb- 
rigen 28 000, vor allem kleine und mittlere Betriebe, 
melden ihre Produktion nur noch vierteljährlich. Durch 
dieses neue Konzept wurde eine Entlastung der Betriebe 
in Höhe von rd. 50 000 Erhebungsbögen (ca. 40 %) er- 
reicht. 

- durch die Verordnung zur Aussetzung von Erhebungs- 
merkmalen nach dem Gesetz über die Statistik im Pro- 
duzierenden Gewerbe Unternehmen bzw. Betriebe um 
40 bis 50 % von Berichtslasten aus Investitionserhebun- 
gen befreit worden. 

- durch die Änderung der Verordnung zum Außenhandels- 
statistikgesetz rd. 26 000 kleine und mittlere Unterneh- 
men von monatlichen Meldungen über ihren Warenver- 
kehr mit anderen EG-Mitgliedstaaten befreit worden. 
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weil die Meldeschwelle bei dieser Statistik seit Jahresbe- 
ginn 1999 auf 200 000 Euro angehoben wurde (vorher 
200 000 DM). 

- durch die Verordnung zur Änderung des Gesetzes über 
die Statistik im Produzierenden Gewerbe bis zu ca. 
13 000 Unternehmen des Verarbeitenden Gewerbes von 
monatlichen Berichtspflichten zum Umsatz und zu den 
Beschäftigten entlastet worden; diese Meldungen brau- 
chen die Unternehmen künftig nur noch einmal jährlich 
abzugeben. 

Ferner darf bei der Gesamtbetrachtung eine geplante Kür- 
zungsmaßnahme im Bereich der Wirtschaftsstatistik nicht 
unerwähnt bleiben, die durch eine Verordnung des Bundes- 
ministers der Finanzen angeordnet werden soll. Hierbei 
handelt es sich um die zeitliche Verschiebung von Erhebun- 
gen nach dem Gesetz über Kostenstrukturstatistik. Es wer- 
den etwa ca. 10 000 Anbieter von Dienstleistungen für die 
private Nachfrage (insbesondere Ärzte) erst nach Ablauf 
von sechs Jahren und nicht nach vier Jahren befragt. 

Durch das Dienstleistungsstatistikgesetz entstehen bei Un- 
ternehmen und Einrichtungen zur Ausübung einer freiberuf- 
lichen Tätigkeit jährliche Berichtspflichten, die jedoch auf 
das absolut Notwendige begrenzt werden, um die daraus re- 
sultierenden Belastungen zu minimieren. Der gleichzeitige 
Rückbau der Statistik in anderen Wirtschaftszweigen führt 
zur Entlastung, so dass das Dienstleistungsstatistikgesetz 
gesamtwirtschaftlich betrachtet kaum zusätzliche Belastun- 
gen durch statistische Berichtspflichten bewirkt. 

3. Preiswirkungen 

Durch dieses Gesetz werden statistische Erhebungen bei ei- 
ner Stichprobe von höchstens 20 % der betroffenen Unter- 
nehmen und Einrichtungen zur Ausübung einer freiberuf- 
lichen Tätigkeit angeordnet. Soweit diese Einheiten in die 
Stichprobe einbezogen und damit auskunftspflichtig wer- 
den, sind durch die statistischen Erhebungen, gemessen an 
den Gesamtkosten, nur geringe zusätzliche Kostenbelastun- 
gen verbunden, von denen im Einzelfall keine preislichen 
Auswirkungen zu erwarten sind und die von ihrem Umfang 
her keinen messbaren Einfluss auf das Preisniveau, insbe- 
sondere auf das Verbraucherpreisniveau, haben. 

Bei dieser Feststellung ist ferner zu berücksichtigen, dass 
andere Wirtschaftszweige von Berichtspflichten entlastet 
werden, weil mit dem vorliegenden Gesetz und durch wei- 
tere, bereits erwähnte Rechtsvorschriften statistische Erhe- 
bungen gekürzt bzw. gestrichen werden. 

C. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 - Dienstleistungsstatistikgesetz - 
DlStatG - 

Zu§l 

§ 1 erläutert Zweck und Umfang der Dienstleistungsstatis- 
tik. Wesentliche Zielsetzung gemäß Absatz 1 ist es, die Ent- 
wicklung der wirtschaftlichen Tätigkeit der typischerweise 
untemehmensbezogenen Dienstleistungszweige darzustel- 
len. Sie tragen wesentlich zum technischen Fortschritt und 


zur Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft bei 
(z. B. Informationstechnik, Telekommunikation) und beein- 
flussen als Katalysatoren die Ertragslage anderer Wirt- 
schaftszweige (z. B. Marktforschung und Werbung, techni- 
sche Beratung und Planung, Rechts- und Wirtschaftsbera- 
tung). Um die Entwicklung und den Strukturwandel zeitnah 
verfolgen zu können, sollen die Erhebungen jährlich durch- 
geführt werden, und zwar erstmals im Jahr 2001 für das Be- 
richtsjahr 2000. 

Gemäß Absatz 2 sind die Erhebungen nur bei einem Teil al- 
ler Einheiten vorgesehen. Die Stichprobe soll höchstens 
20 % aller Unternehmen und Einrichtungen zur Ausübung 
einer freiberuflichen Tätigkeit betragen. Mit der Festlegung 
eines relativen Auswahlsatzes und einer Obergrenze wird 
dem Tatbestand Rechnung getragen, dass sichere und aktu- 
elle Erkenntnisse über die Grundgesamtheit, d. h. die Ge- 
samtzahl aller Einheiten in diesem Bereich, nicht vorliegen. 

Es ist daher nicht möglich, den Stichprobenumfang durch 
eine absolute Höchstzahl von Einheiten festzulegen. Bei ei- 
ner solchen Vorgabe könnte nicht garantiert werden, dass 
das Ziel der Dienstleistungsstatistik, repräsentative Ergeb- 
nisse sowohl in fachlicher als auch in regionaler Gliederung 
nachzuweisen, erreicht wird. Der relative Auswahlsatz von 
höchstens 20 % ist auch wegen der unterschiedlichen Größe 
der Einheiten und ihrer unterschiedlichen Gesamtzahl in 
fachlicher und räumlicher Gliederung bestimmt worden. 
Dies bedeutet, für die Bundesrepublik Deutschland insge- 
samt und bezogen auf die Gesamtzahl aller Einheiten in den 
Dienstleistungszweigen des Gesetzes darf die Stichprobe 
von 20 % nicht überschritten werden. Der Auswahlsatz 
kann aber in der räumlichen Gliederung nach Ländern und 
innerhalb der darzustellenden Dienstleistungszweige unter- 
schiedlich hoch sein. Je stärker ein Dienstleistungszweig 
besetzt ist und je homogener die einem solchen Dienstleis- 
tungszweig zugehörigen Einheiten sind, desto kleiner kann 
der Auswahlsatz zur Erreichung der gewünschten Ergebnis- 
genauigkeit sein und umgekehrt. Hierüber lassen sich Aus- 
sagen erst nach entsprechenden Homogenitätsuntersu- 
chungen machen; sie werden durchgeführt, sobald die 
Gesamtheit aller Einheiten bekannt ist. 

Um die Berichtskreise nicht stärker als für die Erzielung re- 
präsentativer Ergebnisse nötig zu befragen, soll die höchs- 
tens 20 %-Stichprobe möglichst nicht vollständig ausge- 
schöpft werden. Die Statistischen Ämter des Bundes und 
der Länder berichten der Bundesregierung nach Einführung 
der neuen Statistik über die tatsächliche Ausnutzung der 
Stichprobenobergrenze. 

Das Auswahlverfahren sieht im Übrigen einen systemati- 
schen Austausch der jeweils Auskunftspflichtigen vor. 
Diese Rotation dient dazu, die Belastung der Befragten, die 
durch eine jährlich wiederholte Beteiligung an der Erhe- 
bung entsteht, abzubauen und somit eine möglichst gleich- 
mäßige Verteilung der Auskunftsverpflichtung zu erreichen. 
In Abhängigkeit vom Auswahlsatz in den einzelnen Stich- 
probenschichten kommt dabei eine vollständige oder par- 
tielle Rotation der Stichprobeneinheiten in Frage. Dies 
bedeutet, je geringer der Auswahlsatz einer bestimmten 
Stichprobenschicht ist (hier liegt eine große Zahl vergleich- 
barer Einheiten vor), desto eher können alle Auskunfts- 
pflichtigen dieser Schicht ausgetauscht werden. In der über- 
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wiegenden Zahl aller Stichprobenschichten wird die voll- 
ständige Rotation in regelmäßigen Abständen möglich sein. 
Allerdings wird es auch Schichten geben, die nur schwach 
besetzt sind. Hier kann dann nur eine partielle Rotation vor- 
genommen werden. 

Für die Erhebungen können Erhebungsvordrucke (zur 
schriftlichen Auskunftserteilung) und/oder computerge- 
stützte Verfahren verwendet werden. Angesichts der Unter- 
schiede der Dienstleistungsbereiche sollen dabei die Erhe- 
bungsanforderungen in Abstimmung mit den Verbänden 
und Kammern bereichsspezifisch ausgestaltet werden. 

Zu §2 

Absatz 1 bezeichnet die Erhebungsbereiche nach der „Sys- 
tematik der Wirtschaftszweige in der Europäischen Ge- 
meinschaft“ (NACE Rev. 1) gemäß Verordnung (EWG) 
Nr. 3037/90 des Rates vom 9. Oktober 1990 in der jeweili- 
gen Fassung; zurzeit gilt die NACE Rev. 1 in der Fassung 
des Anhangs der Verordnung (EWG) Nr. 761/93 der Kom- 
mission vom 24. März 1993 (ABI. EG Nr. L 83 S. 1, 1995 
Nr. L 159 S. 31). Aus der NACE Rev. 1 ist die deutsche 
„Klassifikation der Wirtschaftszweige“, Ausgabe 1993 (WZ 
93), abgeleitet, die für die Erhebungen grundsätzlich ver- 
wendet wird. 

Die NACE Rev. 1 sieht auf der tiefsten Gliederungsstufe, 
d. h. der vierstelligen Wirtschaftsklasse 58 einzelne Dienst- 
leistungsbereiche vor. Die nationale Klassifikation der Wirt- 
schaftszweige, die durch Einfügen einer weiteren Gliede- 
rungsebene die speziellen Erfordernisse in Deutschland 
berücksichtigt, umfasst 150 einzelne Bereiche. Grundsätz- 
lich wird mit der Dienstleistungsstatistik ein Ergebnisnach- 
weis für die vierstellige Untergliederung angestrebt und - 
soweit möglich - darüber hinaus wenige ausgewählte fünf- 
stellige Untergliederungen. Bei dieser Zielsetzung wird vor 
allem auch dem von der Wirtschaft z. B. für Zwecke der 
Marktbeobachtung, des Vergleichs der Unternehmensergeb- 
nisse mit Branchendurchschnitten benötigten Datenbedarf 
Rechnung getragen. 

Die Berücksichtigung der in Absatz 1 Nr. 2 angeführten Ab- 
teilung 74 der Wirtschaftszweigsystematik „Erbringung von 
Dienstleistungen überwiegend für Unternehmen“ soll ge- 
währleisten, dass Gruppen bzw. Branchen von Dienstleis- 
tem des Abschnitts K der NACE Rev. 1 befragt werden, die 
üblicherweise Dienstleistungen für Unternehmen erbringen. 
Dass im Einzelfall, z. B. bei der Gmppe der Rechtsanwälte, 
Einrichtungen um Teilnahme an der Erhebung gebeten wer- 
den, die Dienstleistungen überwiegend oder sogar aus- 
schließlich für Private erbringen, ist zur vollständigen Ab- 
bildung des Bereiches notwendig. 

Absatz 2 definiert das Unternehmen bzw. die Einrichtung 
zur Ausübung einer freibemflichen Tätigkeit als Erhebungs- 
einheit. In der amtlichen deutschen Wirtschaftsstatistik ist 
das die kleinste rechtlich selbständige Einheit, die aus han- 
dels- und/oder steuerrechtlichen Gründen Bücher führt. 
Dazu zählen die gewerblichen Dienstleistungsuntemehmen 
ebenso wie die selbständig tätigen Angehörigen der „Freien 
Bemfe“ (Absatz 3), die mit Beratung, Betreuung und Ver- 
tretung wichtige Dienstleistungen für die Wirtschaft und 
Bevölkerang erbringen. Dabei sind auch die selbständig tä- 


tigen Angehörigen der „Freien Bemfe“ mit ihrer wirtschaft- 
lichen Tätigkeit, die hohe Selbstbestimmung mit einer Ge- 
meinwohlverpflichtung verbindet, ein wichtiger Teil der 
Gesamtwirtschaft. Von einer Auflistung dieser Bemfe, wie 
dies z. B. im Partnerschaftsgesellschaftsgesetz vom 25. Juli 
1994 (BGBl. I S. 1744) geschehen ist, wird wegen der Dy- 
namik in diesem Bereich abgesehen. 

In die Erhebung werden Unternehmen und Einrichtungen 
zur Ausübung einer freibemflichen Tätigkeit einbezogen, 
die mit dem Schwerpunkt ihrer wirtschaftlichen Tätigkeit in 
den betreffenden Dienstleistungsbereichen tätig sind - wie 
in amtlichen Wirtschaftsstatistiken üblich. Wird eine 
Dienstleistungstätigkeit, z. B. Softwareentwicklung, nur in 
Ergänzung einer produzierenden Tätigkeit, z. B. Maschi- 
nenbau, ausgeübt, sind diese Unternehmen nicht zu befra- 
gen. 

Mit der Wahl des Unternehmens bzw. der Einrichtung zur 
Ausübung einer freibemflichen Tätigkeit als Erhebungsein- 
heit ist sichergestellt, dass die Statistik wichtige Daten über 
unternehmerisches Handeln aus Angaben der gesetzlich 
vorgeschriebenen Rechnungslegung bereitstellt, wobei 
diese Daten gleichzeitig unverzichtbare Entscheidungshil- 
fen für zukünftiges unternehmerisches Handeln sind. Das 
Unternehmen bzw. die Einrichtung zur Ausübung einer frei- 
bemflichen Tätigkeit bildet im Allgemeinen auch den An- 
satzpunkt für wirtschaftspolitische Maßnahmen von Bund 
und Ländern. Andererseits sind auch Angaben über Be- 
triebe oder Niederlassungen für bestimmte Fragen, z. B. der 
regionalen Strukturpolitik, der regionalen Volkswirtschaftli- 
chen Gesamtrechnungen von Interesse; ein solcher Bezug 
soll aber nur für bestimmte Merkmale gefordert werden (im 
Einzelnen siehe Begründung zu § 3). 

Zu §3 

§ 3 umfasst in Absatz 1 den Merkmalskatalog der Erhebun- 
gen, in Absatz 2 eine die Berichterstattung kleiner Unter- 
nehmen vereinfachende Regelung, in Absatz 3 eine auf Er- 
hebungseinheiten mit Arbeitsstätten in mehreren Ländern 
abstellende Regelung, in den Absätzen 4 und 5 die Bezugs- 
zeitpunkte und/oder -Zeiträume der Erhebungen und in Ab- 
satz 6 eine Regelung zur Vermeidung von Doppelerhebun- 
gen. 

Die einzelnen Erhebungsmerkmale in Absatz 1 berücksich- 
tigen die Anfordemngen der EG-Untemehmensstmktursta- 
tistik- Verordnung und die Erfordernisse der Verordnung 
zum Europäischen System Volkswirtschaftlicher Gesamt- 
rechnungen. Sie stellen einen Satz von ökonomischen Kem- 
daten dar, der auch in anderen Wirtschaftsstatistiken erho- 
ben wird und intersektorale Vergleiche möglich macht. In 
den Erhebungsvordmcken werden die Angaben bereichs- 
speziflsch so definiert und abgegrenzt, dass sie gmndsätz- 
lich ohne nennenswerten zusätzlichen Aufwand den aus 
handeis-, Steuer- oder sozialversichemngsrechtlich vorge- 
schriebenen Geschäftsaufzeichnungen entnommen werden 
können. 

Die Erhebungsvordrucke und die hierzu ggf notwendigen 
Erläuterungen werden in enger Zusammenarbeit mit den 
Verbänden und Kammern ausgestaltet und abgestimmt, um 
die besonderen Verhältnisse in den unterschiedlichen ge- 
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werblichen und freiberuflichen Dienstleistungsbereichen 
bestmöglich zu berücksichtigen. Den Berichtskreisen wird 
dadurch die Beantwortung der Fragen erleichtert und belas- 
tungsarm gestaltet. 

Die Merkmale in Nummer 1 dienen der allgemeinen Kenn- 
zeichnung des Unternehmens bzw. der Einrichtung zur Aus- 
übung einer freiberuflichen Tätigkeit. Mit den Merkmalen 
Rechtsform sowie hauptsächlich ausgeübte wirtschaftliche 
Tätigkeit werden wichtige rechtliche und sektorale Informa- 
tionen erfasst, die z. B. bei Kombination mit den Angaben 
zu anderen Erhebungsmerkmalen Aussagen über die Ent- 
wicklung und den Strukturwandel in den einzelnen Dienst- 
leistungsbereichen ermöglichen. Die Angaben zur Zahl der 
Niederlassungen erlauben Aussagen darüber, ob und inwie- 
weit die Filialbildung als Vermarktungsinstrument in den 
Dienstleistungszweigen genutzt wird. Soweit die Merkmale 
zur Kennzeichnung den Statistischen Ämtern aus dem Sta- 
tistikregister vorhegen, werden die Angaben auf den Erhe- 
bungsbögen ausgedruckt. Die befragte Einheit braucht in 
diesem Fall lediglich die eingetragenen Angaben zu prüfen 
und - falls notwendig - zu aktualisieren. 

In Nummer 2 werden Angaben zu den tätigen Personen so- 
wie über Löhne und Gehälter erfragt, also Merkmale für ar- 
beitsmarkt- und beschäftigungspolitische Fragestellungen. 

Die Aufgliederung der tätigen Personen nach Geschlecht 
trägt gleichstellungspolitischen Anliegen Rechnung. Die 
Differenzierung nach der Stellung im Beruf (Auszubil- 
dende, Lohn- und Gehaltsempfänger) bietet u. a. wichtige 
Informationen für berufs- und sozialpolitische Analysen 
und Maßnahmen. Die Unterscheidung von Voll- und Teil- 
zeitbeschäftigten kann von Jahr zu Jahr z. B. nachweisen, 
ob und inwieweit sich im Dienstleistungsbereich die Teil- 
zeitarbeit stärker durchsetzt als in anderen Wirtschaftszwei- 
gen. Die Frage nach den Bruttolöhnen und -gehältem gibt 
einerseits Aufschluss über die Höhe der Einkommen aus 
unselbständiger Tätigkeit, andererseits sind die Löhne und 
Gehälter im Dienstleistungsbereich im Allgemeinen die 
wichtigste Kostengröße. Zusammen mit den gesetzlichen 
und übrigen Sozialaufwendungen der Arbeitgeber ergeben 
sie die Gesamtkosten des Arbeitseinsatzes. 

Die Erhebungsmerkmale in Nummer 3 beziehen sich auf 
die Umsätze bzw. auf Einnahmen und sonstige betriebliche 
Erträge, Vorleistungen, produktionsbezogene Steuern und 
Abgaben sowie Subventionen. Aus den Angaben zu Umsät- 
zen und Vorleistungen lässt sich die Bruttowertschöpfung 
für die einzelnen Wirtschaftszweige und ihr Beitrag zum 
Bruttoinlandsprodukt ermitteln. Die Umsatzaufgliederung 
nach dem Sitz der Kunden oder Auftraggeber im In- oder 
Ausland soll die Bedeutung grenzüberschreitender Dienst- 
leistungen, insbesondere die Verflechtung mit den Ländern 
der Europäischen Union nachweisen und Globalisierungs- 
tendenzen in diesen Sektoren aufzeigen. Mit den Angaben 
über Aufwendungen für Waren, Material und Dienstleistun- 
gen als wichtigsten Teil der Vorleistungen und die entspre- 
chenden Bestandsveränderungen lässt sich der Einsatz von 
Handelswaren, Material in Form von Roh-, Hilfs- und Be- 
triebsstoffen sowie von fremdbezogenen Dienstleistungen, 
z. B. auch die von freien Mitarbeitern aufgrund von Werk- 
verträgen erbrachten Dienstleistungen, ermitteln. Solche In- 
formationen sind zudem für input-output-Analysen unver- 


zichtbar. Zu den Vorleistungen gehören auch 
Aufwendungen für Mieten, Pachten und Leasing. Die Auf- 
wendungen für Vorleistungen bilden auch eine für die Wirt- 
schaftsverbände und Kammern unverzichtbare Information, 
da hierauf Analysen und Vergleiche der bereichsspezifi- 
schen Kostenentwicklung beruhen. Ferner sind aussagefä- 
hige Daten über die Kostenentwicklung für die Anpassung 
staatlicher Honorar- und Gebührenordnungen an veränderte 
wirtschaftliche und technische Entwicklungen nötig, die für 
viele Freie Berufe gehen. Die Angaben zu den produktions- 
bezogenen Steuern und Abgaben sowie Subventionen wer- 
den zur Berechnung des Nettoinlandsprodukts zu Faktor- 
kosten benötigt. 

Die Angaben in Nummer 4 betreffen die Investitionen der 
Dienstleistungsbereiche. Investitionen sind gesamtwirt- 
schaftlich wichtige Aggregate, die das Wirtschaftswachs- 
tum und die Beschäftigungsentwicklung stark beeinflussen. 
Die Erhebung dieses Merkmals ermöglicht auch eine Beur- 
teilung etwaiger staatlicher Investitionsfordermaßnahmen. 
Zu den Investitionen wird auch der Wert der selbsterstellten 
Sachanlagen gezählt, die vor allem im Bereich Verkehr von 
Bedeutung sind. 

Mit der Regelung in Absatz 2 wird das Ziel verfolgt, kleine 
Erhebungseinheiten mit Umsätzen oder Einnahmen unter 
250 000 Euro im Jahr von detaillierten Angaben und Be- 
richtspflichten zu befreien. Diese Vereinfachungsregelung 
erleichtert die Beantwortung der Fragen bei schätzungs- 
weise mehr als zwei Drittel der Auskunftspflichtigen. Der 
damit erzielbare Effekt der Entlastung dieser Einheiten ist 
als Beitrag zum Abbau von bürokratischen Anforderungen 
im Mittelstand zu werten. Obwohl nach aller Erfahrung ge- 
rade bei den Dienstleistungen kleine Einheiten zahlenmäßig 
dominieren, ist ihre gesamtwirtschaftliche Bedeutung, z. B. 
gemessen am Umsatz vergleichsweise gering. Eine völlige 
Freistellung dieser kleinen Erhebungseinheiten von den 
statistischen Erhebungen ist aber andererseits nicht vertret- 
bar, weil die EG-Untemehmensstrukturstatistik- Verordnung 
keine Abschneidegrenze vorsieht, repräsentative Ergebnisse 
für das gesamte Spektrum der Einheiten nicht erzielbar wä- 
ren und weil die Dynamik der Entwicklung und der Struk- 
turveränderungen, die häufig von Kleinunternehmen aus- 
geht, mit der Dienstleistungsstatistik nicht umfassend 
nachgewiesen werden könnte. 

Nach Absatz 3 ist vorgesehen, dass Erhebungseinheiten, die 
Niederlassungen in mehreren Ländern der Bundesrepublik 
Deutschland haben, Angaben zu bestimmten Merkmalen 
auch auf diese Länder aufgliedem. Diese Zuordnung soll für 
die Gesamtumsätze oder -einnahmen, die Gesamtzahl der 
tätigen Personen, die Summe der Bruttolöhne und -gehälter 
und die Gesamtinvestitionen erfolgen. Soweit diese Anga- 
ben nicht den Geschäftsaufzeichnungen der Erhebungsein- 
heiten zu entnehmen sind, reichen sorgfältige Schätzungen 
der Angaben aus. Die Untergliederungen hegen vor allem 
im Interesse der Länder, die solche Angaben z. B. für Fra- 
gen der regionalen Struktur- und der Mittelstandspolitik 
benötigen. Ferner resultieren aus der EG- Verordnung zum 
Europäischen System Volkswirtschaftlicher Gesamtrech- 
nungen Verpflichtungen zur Lieferung von diesbezüglichen 
Daten auf Regierungsbezirksebene, die ohne regionalisierte 
Erfassung der Angaben in hinreichender Qualität nicht er- 
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füllt werden können. Kleine und mittlere Unternehmen so- 
wie Einrichtungen zur Ausübung einer freiberuflichen Tä- 
tigkeit haben im Allgemeinen keine Niederlassungen in 
mehreren Ländern, so dass sie im Gegensatz zu größeren 
Erhebungseinheiten von dieser Regelung ausgenommen 
werden. 

ln Absatz 4 werden die Bezugszeitpunkte bzw. -Zeiträume 
der Erhebung einzelner Merkmale festgelegt. Die Fest- 
legungen entsprechen den Regelungen in anderen Rechts- 
vorschriften zur Wirtschaftsstatistik. Sie tragen damit zur 
sektoralen Vergleichbarkeit statistischer Ergebnisse bei. 
Gleiches gilt für die Definition des Berichtsjahres in 
Absatz 5. 

Absatz 6 dient der Vermeidung von Doppelbefragungen. 
Bei Unternehmen, an denen eine öffentliche Körperschaft 
mit mehr als 50 % des Nennkapitals oder des Stimmrechts 
beteiligt ist, werden die Angaben nach Absatz 1 nur inso- 
weit erfasst, als diese Merkmale nicht bereits nach dem Fi- 
nanz- und Personalstatistikgesetz vom 21. Dezember 1992 
(BGBl. 1 S. 2119), in der jeweils geltenden Fassung erhoben 
wurden bzw. soweit diese nicht zeitnah zur Erfüllung der 
Lieferverpflichtungen aus der Verordnung (EG, Euratom) 
Nr. 58/97 des Rates vom 20. Dezember 1996 über die struk- 
turelle Untemehmensstatistik vorliegen. 

Zu §4 

Die Hilfsmerkmale, Name und Anschrift des Unternehmens 
bzw. der Einrichtung zur Ausübung einer freiberuflichen 
Tätigkeit sowie des Auskunftspflichtigen, sind unverzicht- 
bare Angaben für die technische und organisatorische Ab- 
wicklung der Erhebungen. Nützlich sind auch Angaben 
über die für Rückfragen zur Verfügung stehende Person. 

Zu §5 

Satz 1 legt fest, dass die Erhebungen - wie bei allen Wirt- 
schaftsstatistiken - mit Auskunftspflicht durchgeführt wer- 
den. Die Teilnahme aller ausgewählten Erhebungseinheiten 
lässt sich nur durch Pflichterhebungen erreichen. Sie ist er- 
forderlich, damit die Qualität der statistischen Ergebnisse 
von Stichprobenerhebungen sichergestellt werden kann. Die 
Erfahrungen aus Piloterhebungen im Dienstleistungsbereich 
zeigen, dass bei freiwilliger Auskunftserteilung eine voll- 
ständige Teilnahme der ausgewählten und angeschriebenen 
Einheiten nicht erreicht wird. Zudem ist die Antwortbereit- 
schaft in den verschiedenen Dienstleistungsbereichen sehr 
unterschiedlich, so dass beim Verzicht auf Pflichterhebun- 
gen unkontrollierbare und nicht korrigierbare Verzerrungen 
der Ergebnisse die Folge sind. Im Übrigen werden grund- 
sätzlich nur Angaben zu Merkmalen erfragt, welche die Be- 
richtskreise ihren vorgeschriebenen Geschäftsaufzeichnun- 
gen entnehmen können. 

Auskunftspflichtig sind die Inhaber oder Leiter der Unter- 
nehmen bzw. der Einrichtungen zur Ausübung einer freibe- 
ruflichen Tätigkeit. Arbeiten Angehörige freier Berufe in ei- 
ner Sozietät in Form einer BGB-Gesellschaft zusammen, 
sind die Gesellschafter auskunftspflichtig (für die Sozietät 
ist nur ein Erhebungsvordruck auszufüllen). 


Zu §6 

Die Regelung ermöglicht die Übermittlung von Tabellen 
(einschließlich der sog. Tabelleneins) an oberste Bundes- 
oder Landesbehörden im Rahmen des § 16 Abs. 4 Bundes- 
statistikgesetz. Eine solche Übermittlungsregelung ist in 
diesen sehr heterogen strukturierten Bereichen des Dienst- 
leistungsmarktes für die Verwendung gegenüber den gesetz- 
gebenden Körperschaften und für Zwecke der Planung nö- 
tig. So vollzieht sich z. B. auf dem Markt im Bereich der 
Nachrichtenübermittlung ein tiefgreifender Strukturwan- 
del, über den die gesetzgebenden Körperschaften informiert 
werden wollen. 

Zu §7 

Die Bundesregierung wird in § 7 ermächtigt, durch Rechts- 
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates Periodizitäten 
zu verlängern und die Erhebungen für einzelne Erhebungs- 
bereiche sowie einzelne Merkmale in bestimmten Berei- 
chen und für bestimmte Erhebungseinheiten auszusetzen, 
wenn die Ergebnisse nicht oder nicht in der vorgesehenen 
Ausführlichkeit oder Häuflgkeit benötigt werden. Dies er- 
möglicht einen flexiblen und für die Berichtskreise scho- 
nenden Einsatz des Erhebungsinstruments. 

Zu Artikel 2 - Änderung des Gesetzes über Kos- 
tenstrukturstatistik 

Die Erhebungen nach Artikel 1 dieses Gesetzes werden re- 
präsentative Ergebnisse auch über Kostenstrukturen und 
Vorleistungen für alle einbezogenen Dienstleistungsberei- 
che in regionaler und wirtschaftszweigsystematischer Glie- 
derung zur Verfügung stellen. Diese Erhebungen über- 
schneiden sich mit Erhebungen nach dem Gesetz über 
Kostenstrukturstatistik. Um Doppelbefragungen zu vermei- 
den, werden daher nach Buchstabe a die davon betroffenen 
Dienstleistungsbereiche aus den in vierjährlichen Abstän- 
den durchzuführenden Erhebungen nach dem Gesetz über 
Kostenstrukturstatistik ausgenommen. Unternehmen und 
Angehörige freier Berufe werden entlastet, weil sie ohne 
diese Änderungen an beiden Erhebungen zu beteiligen wä- 
ren. 

Eine Alternative zu diesem Vorgehen hätte darin bestehen 
können, die Erhebungen nach dem Gesetz über Kosten- 
strukturstatistik fortzuführen und auf die Anordnung von 
Erhebungen über Vorleistungen in § 3 Abs. 1 des Dienst- 
leistungsstatistikgesetzes zu verzichten. Mit den in vier- 
jährlichem Turnus angeordneten Erhebungen nach dem 
Gesetz über Kostenstrukturstatistik lassen sich die jähr- 
lichen Informationsanforderungen der EG-Verordnungen 
aber nicht erfüllen. Die deutsche Kostenstrukturstatistik 
stellt auf eine umfangreiche, detaillierte Abfrage einzelner 
Kostenarten ab, die für die EG-Zwecke nicht benötigt wer- 
den und daher im Dienstleistungsstatistikgesetz auch nicht 
vorgesehen sind. Die EG-Strukturstatistikverordnung orien- 
tiert sich an einer groben Struktur von Vorleistungen zur 
Berechnung der Bruttowertschöpfung im Rahmen der 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen. Die deutsche 
Kostenstrukturstatistik, die nur eine maximale Stichprobe 
von 5 % zulässt, liefert ferner nur repräsentative Bundes- 
aber keine Länderergebnisse. Die EG verlangt andererseits 
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auch Ergebnisse in regionaler Gliederung. Die deutsche 
Kostenstrukturstatistik wird zudem zentral vom Statisti- 
schen Bundesamt durchgeführt; die Durchführung der 
Dienstleistungsstatistik obliegt dagegen den Statistischen 
Landesämtem. Wenn ein Teil der Erhebungen vom Bundes- 
amt und der andere Teil der Erhebungen von den Landesäm- 
tem durchgeführt würde, müssten die Unternehmen zwei- 
mal befragt werden, so dass deren Belastungen zunähmen. 
Bei Abwägung der alternativ möglichen Verfahrensweisen, 
ist der im vorliegenden Gesetz vorgesehene Weg, nämlich 
ein konsistentes Gesamtkonzept der jährlichen Erfassung 
aller ökonomisch relevanten Strakturdaten in den Dienst- 
leistungsbereichen zu realisieren, der Zweckmäßigste. 

ln Buchstabe b wird die durch den Erlass des Bundeskanz- 
lers geänderte Zuständigkeit für Wirtschaftsstatistik berück- 
sichtigt (siehe auch Begründung zu Artikel 5). 

Zu Artikel 3 - Änderung des Verkehrsstatistikge- 
setzes 

Diese Regelung stellt sicher, dass die Angaben zu Nieder- 
lassungen, Umsätzen, Investitionen etc. bei Unternehmen 
des gewerblichen Güterkraftverkehrs, die zum Berichtskreis 
für die Erhebungen sowohl nach dem Dienstleistungsstatis- 
tikgesetz als auch nach dem Verkehrsstatistikgesetz gehö- 
ren, nicht doppelt erhoben werden. Durch die Vermeidung 
von Doppelerhebungen werden die Unternehmen des ge- 
werblichen Güterkraftverkehrs von Berichtspflichten entlas- 
tet und administrative Kosten der Datenerfassung und -auf- 
bereitung eingespart. 

Zu Artikel 4 - Änderung des Gesetzes gegen Wett- 
bewerbsbesehränkungen 

ln Nummer 1 wird der erste Teil von Satz 1 des Absatzes 1 
von § 47 GWB zum einen gestrafft, indem nur noch das 
Statistische Bundesamt als datenübermittelnde Stelle im 
Verhältnis zur Monopolkommission verbleibt - die Daten- 
übermittlung der Statistischen Ämter der Länder an das 
Statistische Bundesamt ist bereits im letzten Satz von 
Absatz 1 geregelt -, zum anderen wird die neue Dienst- 
leistungsstatistik in Ergänzung der in Klammem gesetzten 
Aufzählung von Wirtschaftsstatistiken als Folgeändemng 
des Dienstleistungsstatistikgesetzes aufgenommen, ln der 
Begründung zu § 47 GWB ist bei der letzten Novelliemng 
dieses Gesetzes bereits daraufhingewiesen worden, dass die 
Monopolkommission summarische Maßzahlen der Konzen- 
tration auch für den Bereich der Dienstleistungsstatistik be- 
nötigt (vgl. Bundesratsdracksache 852/97 S. 63). Notwen- 
dig ist zudem die Aufnahme des Statistikregisters als 
weitere Datenquelle. 

Durch die ergänzende Regelung in Nummer 2 wird die 
Monopolkommission in die Lage versetzt, künftig wirklich- 
keitsnähere Analysen und Bewertungen der Untemehmens- 
konzentration vorzunehmen, die sich auch auf Untemeh- 
mensgmppen beziehen. Dabei sollen weder die Untemeh- 
mensgmppen noch die zu solchen Grappen gehörenden 
Unternehmen mit zusätzlichen bürokratischen Anfordemn- 
gen durch gesonderte konzentrationsstatistische Erhebun- 
gen für die Monopolkommission belastet werden. 


Vielmehr schafft die Ergänzung des § 47 GWB die gesetzli- 
che Gmndlage dafür, dass das Statistische Bundesamt für 
die Monopolkommission Aufbereitungen nach Untemeh- 
mensgmppen durchführen kann, die auf einer Verknüpfung 
der vorhandenen Unternehmensdaten aus den genannten 
Wirtschaftsstatistiken und dem Statistikregister mit exter- 
nen, aus allgemein zugänglichen Quellen stammenden Da- 
ten über Untemehmensgruppen beruhen. Erste praktische 
Erfahrungen hierzu wurden im Rahmen eines vom ifo-lnsti- 
tut durchgeführten Forschungsauftrages gewonnen (Mach- 
barkeitsstudie zur „Untersuchung einer verbesserten Kon- 
zentrationserfassung“ - insbesondere durch Aufzeigen der 
Möglichkeiten und Grenzen einer Erfassung von Kapital- 
verflechtungen zwischen Unternehmen und von wettbe- 
werblich relevanten Kooperationen). Die erforderlichen 
Angaben, welche Unternehmen jeweils zu einer wettbe- 
werblich relevanten Gruppe zusammenzufassen sind, wer- 
den dem Statistischen Bundesamt von der Monopolkom- 
mission mitgeteilt. 

Die statistische Geheimhaltung bleibt gewahrt, weil die 
Übermittlung der vom Statistischen Bundesamt aufbereite- 
ten Daten an die Monopolkommission nur in der nach § 47 
Abs. 1 GWB vorgeschriebenen zusammengefassten Form 
erfolgt. Für die Wirtschaft, die eine Verbesserung der Infor- 
mationslage über die Untemehmenskonzentration unter 
Einbeziehung von Unternehmensgruppen gefordert hat, ent- 
stehen keine zusätzlichen Belastungen. 

In den Nummern 3 und 4 sind Folgeänderungen zu Num- 
mer 2 geregelt. 

Zu Artikel 5 - Änderung von Bundesstatistiken 
anordnenden Reehtsvorsehriften 

Aufgrund der Ziffer V Buchstabe c des Organisationser- 
lasses des Bundeskanzlers vom 27. Oktober 1998 (BGBl. I 
S. 3288) wurde die Zuständigkeit für Wirtschaftsstatistik 
aus dem Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
Wirtschaft und Technologie dem Bundesministerium der 
Finanzen übertragen. 

Verweise auf das Bundesministerium für Wirtschaft in Bun- 
desstatistiken anordnenden Rechtsvorschriften sind daher 
entsprechend anzupassen. Betroffen hiervon sind Verord- 
nungsermächtigungen und Übermittlungsregelungen. Ei- 
nige anzupassende Übermittlungsregelungen sind nach § 26 
Abs. 3 des Bundesstatistikgesetzes am 30. Januar 1991 au- 
ßer Kraft getreten, soweit sie über § 16 Abs. 4 Satz 1 oder 
Abs. 6 des Bundesstatistikgesetzes hinausgehen. Diese Vor- 
schriften sind daher auch materiellrechtlich anzupassen. 
Aus diesem Grund kann die Zuständigkeitsanpassung nicht 
durch eine Rechtsverordnung des Bundesministeriums der 
Justiz nach Artikel 56 Abs. 3 des Zuständigkeitsanpas- 
sungsgesetzes vorgenommen werden, sondern muss durch 
ein förmliches Gesetz erfolgen. 

Zu Nummer 1 Buchstabe a, Nummer 2, 4 und 5 

Diese Regelungen berücksichtigen die geänderte Zuständig- 
keit für Wirtschaftsstatistik. 
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Zu Nummer 1 Buchstabe b, Nummer 3 und 6 

Die Regelungen sehen die erforderliche Anpassung der 
Übermittlungsregelungen an die Vorgaben des Bundessta- 
tistikgesetzes vor. Hierbei berücksichtigen sie die geänderte 
Zuständigkeit für Wirtschaftsstatistiken. 

ln Nummer 4 wird ferner eine materiellrechtliche Ände- 
rung des Handwerksstatistikgesetzes angeordnet. Durch 
diese Änderung wird die Ermächtigung zur Anordnung von 
Zählungen bei Betrieben und Unternehmen, deren Inhaber 
in das Verzeichnis handwerksähnlicher Betriebe eingetra- 
gen sind, gestrichen. Bei der letzten Zählung im Jahre 1996 
sind etwa 115 000 handwerksähnliche Betriebe bzw. Unter- 


nehmen befragt worden, die von solchen Befragungen künf- 
tig entlastet werden. Die Datenlage für diesen Bereich der 
Wirtschaft wird sich durch die Streichung nicht verschlech- 
tern, weil das im Aufbau begriffene Statistikregister auch 
handwerksähnliche Unternehmen und Betriebe erfasst. Eine 
Auswertung des Registers kann zu gegebener Zeit ver- 
gleichbare Angaben liefern. 

Zu Artikel 6 - Inkrafttreten 

Artikel 6 regelt das Inkrafttreten der Artikel 1 bis 4 zum 
1. Januar 2001 sowie das Inkrafttreten von Artikel 5 am Tag 
nach der Verkündung des Gesetzes. 
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Anlage 2 

Stellungnahme des Bundesrates 


Der Bundesrat hat in seiner 753. Sitzung am 14. Juli 2000 
beschlossen, zu dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen: 

1. Zum Gesetzentwurf allgemein 

Der Bundesrat 

- stellt fest, dass der vorliegende Gesetzentwurf nicht 
der Entschließung des Bundesrates vom 4. Februar 
2000 - Drucksache 695/99 (Beschluss) - entspricht, 
wonach die Einführung einer — auch von den Ländern 
als erforderlich erachteten - Dienstleistungsstatistik 
für die Länder angesichts der bestehenden Haushalts- 
situation nur akzeptabel ist, wenn für die Länder Kos- 
tenneutralität gewährleistet ist. 

- bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren dafür zu 
sorgen, dass seinem Anliegen Rechnung getragen 
wird. 


2. Zu Artikel 5 Nr. 4 (§ 9 HwStatG) 

Artikel 5 Nr. 4 ist zu streichen. 

Begründung 

Für den beabsichtigten Verzicht auf die Ermächtigung 
zur Zählung im handwerksähnlichen Gewerbe (§ 9 Nr. 2 
HwStatG) besteht gegenwärtig keine Notwendigkeit. 

Gemäß dem Gesetz über Statistiken im Handwerk vom 
7. März 1994 sind Zählungen im Handwerk im Abstand 
von acht bis zehn Jahren vorgesehen. Die 1 . Zählung im 
handwerksähnlichen Gewerbe fand 1996 statt. Danach 
käme frühestens 2004 eine erneute Zählung in Betracht. 
Eine Streichung zum gegenwärtigen Zeitpunkt bringt 
keine Kosteneinsparung mit sich. Es trifft zu, dass das 
im Aufbau befindliche Untemehmensregister künftig die 
geforderten Daten zum handwerksähnlichen Gewerbe 
liefern könnte. Es ist allerdings nicht erkeimbar, ob, 
warm und in welcher Güte die Daten aus dem Register 
zur Verfügung gestellt werden können. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 


Zu Nummer 1 

Nach Auffassung der Bundesregierung kann dem Anliegen 
des Bundesrates, die Dienstleistungsstatistik kostenneutral 
für die Länder einzuführen, nicht Rechnung getragen wer- 
den, 

a) weil die neue Statistik die großen Datenlücken in diesem 
bedeutenden Wirtschaftszweig schließen soll, dabei ins- 
besondere den regionalen sowie fachlichen Datenbedarf 
der Länder, den Bedarf des Bundes und die differenzier- 
ten Informationsanforderungen der Europäischen Union 
erfüllen soll und ihre Durchführung im föderativ geglie- 
derten Gesamtsystem der Bundesstatistik den Statisti- 
schen Landesämtern obliegt; 

b) es sei denn, die Länder würden ihren im Gesetzentwurf 
ausgewiesenen jährlichen Nettokosten in Höhe von 
4,3 Mio. DM weitere Einsparungen gegenrechnen, die 
durch Kürzungsmaßnahmen in den vergangenen Jahren 
erzielt wurden und künftig noch angestrebt werden, weil 
die Statistikbereinigung fortgeführt wird, und die Länder 
aufgefordert sind, konkrete Einsparmaßnahmen zu nen- 
nen. 

Zu Buchstabe a 

Die Bundesregierung macht zunächst darauf aufmerksam, 
dass die Entschließung des Bundesrates vom 4. Februar 
2000 (Drucksache 695/99 - Beschluss) - auf die der Bun- 
desrat jetzt Bezug nimmt - nicht nur das Anliegen der Län- 
der nach Kostenneutralität enthält. Nach der Entschließung 
soll die Dienstleistungsstatistik zugleich auch „ ... zu ver- 
wertbaren Ergebnissen für die einzelnen Länder führen und 
auf die relevanten und wichtigen Kemindikatoren zur Ent- 
wicklung und Struktur des Dienstleistungsbereichs zuge- 
schnitten sein“. Dass der Bundesrat die Kostenneutralität in 
seinem jüngsten Beschluss zum maßgeblichen Kriterium 
der Einführung der Dienstleistungsstatistik erhebt, obwohl 
er noch im Februar 2000 dem regionalen und fachlichen 
Datenbedarf der Länder den gleichen Stellenwert einge- 
räumt hat, nimmt die Bundesregierung zur Kenntnis. 

Der Nutzen der neuen Statistik, aussagefähige Informatio- 
nen über bedeutende Dienstleistungszweige zu erhalten, 
von denen entscheidende Wachstums- und Beschäftigungs- 
impulse ausgehen, ist wegen der großen Datenlücken in die- 
sem Bereich von übergeordnetem Interesse. Entscheidend 
für die Länder sind dabei repräsentative Ergebnisse in fach- 
licher und regionaler Gliederung. Die Bundesregierung hat 
daher den Gesetzentwurf auch in Abstimmung mit den Län- 
dern so konzipiert, dass die künftige Dienstleistungsstatistik 
im Rahmen des föderativ gegliederten Gesamtsystems der 
amtlichen Statistik die ihr gestellten Aufgaben erfüllt und 
insbesondere dem Datenbedarf der Länder Rechnung trägt. 
Dazu ist die Bundesregierung gemäß § 1 und § 5 Abs. 1 des 
Bundesstatistikgesetzes verpflichtet. 

Ferner spielen die differenzierten Informationsanforderun- 
gen der Europäischen Union eine wichtige Rolle, die aus 
der EG-Untemehmensstrukturstatistik- Verordnung und aus 


der EG-Verordnung zum Europäischen System Volkswirt- 
schaftlicher Gesamtrechnungen von 1995 (ESVG-VO) re- 
sultieren. Würden diese Anforderungen außer Betracht ge- 
lassen, liefe die Bundesrepublik Deutschland Gefahr, gegen 
EU-Recht zu verstoßen. 

Die Bundesregierung vertritt daher den Standpunkt, dass 
der vorliegende Gesetzentwurf, insbesondere unter Kosten- 
und Nutzen- Abwägungen ausgewogen ist. Zu dieser Aus- 
gewogenheit trägt auch eine Regelung zur Reduzierung der 
Berichtspflichten für kleine Unternehmen bei, die seitens 
der Verbände und Kammern bei der Anhörung zum Gesetz- 
entwurf nachdrücklich begrüßt wurde. 

Zu Buchstabe b 

Die Bundesregierung weist darauf hin, dass in den Jahren 
1996 und 1997 spürbare Programmbereinigungen in der 
Bundesstatistik vorgenommen wurden (Statistikänderungs- 
verordnung vom 20. November 1996 und 3. Statistikbe- 
reinigungsgesetz vom 19. Dezember 1997), die zu jährli- 
chen Einsparungen bei den Ländern von insgesamt über 
4 Mio. DM geführt haben. Diese Einsparungen könnten die 
Länder im vorliegenden Gesetzentwurf zur Einführung ei- 
ner Dienstleistungsstatistik ihren hier entstehenden Kosten 
nachträglich noch gegenrechnen. 

Auch künftig sieht die Bundesregierung noch Einsparmög- 
lichkeiten z. B. in der verstärkten Nutzung der modernen In- 
formationstechnologie bei der Datenerfassung durch die 
Statistischen Ämter der Länder, aber auch in einer Landes- 
ämter-übergreifenden Zusammenarbeit bzw. Arbeitstei- 
lung. Zudem wird die Überprüfung der Bundesstatistik fort- 
geführt. Die Länder wurden gebeten, Vorschläge zu 
unterbreiten. Hinzuweisen ist auch auf die Empfehlungen 
des Statistischen Beirats zur Weiterentwicklung der amtli- 
chen Statistik. Viele dieser Vorschläge lassen sich aber erst 
mittelfristig umsetzen oder bedeuten zunächst Investitionen. 
Die heute nicht quantiflzierbaren Einsparungen konnten den 
Kosten im vorliegenden Gesetzentwurf noch nicht gegenge- 
rechnet werden. Auf mittlere Sicht könnten sie ggf. zur 
Kostenneutralität beitragen. 

Gleichwohl hat die Bundesregierung geprüft, inwieweit sie 
dem Anliegen des Bundesrates im laufenden Gesetzge- 
bungsverfahren entgegenkommen kann. Als Ergebnis ihrer 
Prüfung schlägt die Bundesregierung vor, den Erhebungs- 
umfang und damit die Zahl der maximal zu befragenden 
Unternehmen um ein Viertel auf höchstens 15 % aller Erhe- 
bungseinheiten zu reduzieren. Dadurch können die Kosten 
dieser Statistik tendenziell entsprechend verringert werden. 
Auch die Berichtskreise werden weniger belastet. Nach Be- 
rechnungen des Statistischen Bundesamtes lassen sich die 
Informationsanforderungen, insbesondere der Länder, des 
Bundes und der EU auch mit der reduzierten Stichprobe 
noch erfüllen. Während der Startphase der neuen Statistik 
sind möglicherweise beim regionalen Ergebnisnachweis in 
der fachlichen Tiefengliederung Abstriche hinzunehmen, 
die aber vertretbar erscheinen. 
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Im Artikel 1 § 1 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzentwurfs sind da- 
her die Worte „bei höchstens 20 Prozent“ durch die Worte 
„bei höchstens 1 5 Prozent“ zu ersetzen. 

Im Übrigen verweist die Bundesregierung auch auf die Re- 
gelung in Artikel 1 § 7 des Gesetzentwurfs, nach der sie er- 
mächtigt wird, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates z. B. die Erhebung einzelner Merkmale für 
bestimmte Erhebungseinheiten oder -bereiche auszusetzen, 
werm die Ergebnisse nicht oder nicht in der vorgesehenen 
Ausführlichkeit benötigt werden. 

Zu Nummer 2 (Artikel 5 Nr. 4 (§ 9 HwStatG)) 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird nicht zugestimmt. 

Die Bundesregierung hat bereits in ihrer Begründung zu 
Artikel 5 Nr. 4 des vorliegenden Gesetzentwurfs auf das im 
Aufbau begriffene Statistikregister hingewiesen, ln diesem 
Register werden für handwerksähnliche Unternehmen die 
gleichen Angaben erfasst wie bei Zählungen - nämlich Um- 
sätze und Beschäftigte. Diese Angaben werden im Statistik- 
register zudem jährlich aktualisiert. Nach der Arbeitspla- 
nung der Statistischen Ämter des Bundes und der Länder 
wird der Aufbau des Registers im Jahre 2002 insoweit abge- 
schlossen sein. Es steht dann für Auswertungen zur Verfü- 


gung, die einen umfassenden Ergebnisnachweis auch für 
handwerksähnliche Unternehmen und Betriebe erlauben. 

Die Ermächtigung zur Anordnung einer Zählung dieser 
handwerksähnlichen Unternehmen, die nach der letzten 
Zählung frühestens im Jahre 2004 in Betracht käme, ist da- 
her nach Auffassung der Bundesregierung überflüssig ge- 
worden und zu streichen. Dadurch können die betroffenen 
Unternehmen entlastet werden. Im Übrigen verursacht eine 
solche Zählung Kosten, die allein bei den Ländern mit rd. 
3,6 Mio. DM zu Buche schlagen. Da diese Kosten künftig 
entfallen, sind die durch die Streichung der Zählung entste- 
henden Einsparungen verteilt auf 10 Jahre den jährlichen 
Kosten der Dienstleistungsstatistik gegengerechnet worden. 
Bei einem Verzicht auf die Streichung der Verordnungser- 
mächtigung - wie vom Bundesrat gewünscht — würden die 
jährlichen Nettokosten der Einführung der Dienstleistungs- 
statistik insoweit um 360 000 DM steigen und das Anliegen 
des Bundesrates nach Kostermeutralität noch schwerer zu 
erfüllen sein. 

Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbe- 
sondere das Verbraucherpreisniveau, sind durch die vorge- 
schlagene Reduzierung des Berichtskreises um ein Viertel 
nieht zu erwarten. 
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